
Dr. Lukas von Orelli
Julia Jakob 

SwissFoundations, Verband der 
Schweizer Förderstiftungen 

Prof. Dr. Dominique Jakob 
Zentrum für Stiftungsrecht,  

Universität Zürich

 Prof. Dr. Georg von Schnurbein 
Center for Philanthropy Studies 

(CEPS), Universität Basel

CEPS Forschung und Praxis – Band 28

DER SCHWEIZER 
STIFTUNGSREPORT 

CE
PS

 F
or

sc
hu

ng
 u

nd
 P

ra
xi

s  
–

 B
an

d 
28

    
    

    
    

    
 DE

R
 S

C
H

W
EI

ZE
R

 S
TI

FT
U

N
G

S
R

EP
O

R
T 

20
22



DER SCHWEIZER STIFTUNGSREPORT 2022

Der Schweizer Stiftungsreport wird jährlich von Dr. Lukas von Orelli, Präsident 
SwissFoundations und Direktor der Velux Stiftung, Julia Jakob, Co-Geschäftsführerin 
SwissFoundations, Prof. Dr. Dominique Jakob, Leiter Zentrum für Stiftungsrecht  
an der Universität Zürich, und Prof. Dr. Georg von Schnurbein, Leiter Center  
for Philanthropy Studies (CEPS) der Universität Basel, herausgegeben. Er enthält 
aktuelle Zahlen, Fakten und Trends aus dem In- und Ausland und soll zu einer 
besseren Wissensgrundlage im Stiftungswesen beitragen. Der Report erscheint  
in deutscher und französischer Sprache. Beide Versionen finden sich auf  
www.stiftungsreport.ch zum kostenlosen Download.

Center for Philanthropy Studies (CEPS)
Das Forschungs- und Weiterbildungszentrum für Philanthropie und Stiftungswesen wurde 
2008 auf Initiative von SwissFoundations an der Universität Basel gegründet. Mit seinen 
interdisziplinären Aktivitäten will das CEPS das Grundlagen- und Transferwissen  
über Philanthropie verbessern. Seine Weiterbildungs- und Beratungsangebote bieten 
direkten Nutzen für Stiftungen und andere Non-Profit-Organisationen.
→ www.ceps.unibas.ch

SwissFoundations
2001 als Gemeinschaftsinitiative gegründet, vereinigt SwissFoundations die gemeinnützigen 
Förderstiftungen der Schweiz und gibt ihnen eine starke und unabhängige Stimme.  
Als aktives und der Innovation verpflichtetes Netzwerk fördert SwissFoundations den 
Erfahrungsaustausch, die Transparenz und die Professionalität im Schweizer Stiftungssektor. 
Die Mitglieder und assoziierten Partner von SwissFoundations investieren jährlich mehr  
als eine Milliarde Schweizer Franken in gemeinnützige Projekte und Initiativen. Damit 
repräsentiert SwissFoundations über ein Drittel aller jährlichen Stiftungsausschüttungen in 
der Schweiz.
→ www.swissfoundations.ch

Zentrum für Stiftungsrecht
Das Zentrum für Stiftungsrecht wurde 2008 von Prof. Dr. Dominique Jakob als Forschungs-
stelle an der Universität Zürich gegründet. Es dient der Förderung von Lehre und Forschung 
im themenrelevanten Bereich und bildet eine Kommunikationsplattform für Wissenschaft, 
Stiftungspraxis, Wirtschaft und Politik. Inhaltlich blickt es auf gemeinnützige sowie  
privatnützige Stiftungsarten und bezieht ausländische Rechtsformen sowie internationale 
Entwicklungen mit ein.
→ www.zentrum-stiftungsrecht.uzh.ch
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VORWORT

Ob es der Pandemie geschuldet ist oder nicht, wird man wahrscheinlich erst später wis-
sen. Aber der Stiftungssektor bewegt sich enorm. Nicht nur strukturell (siehe Zahlen), son-
dern auch im Selbstverständnis und in der Arbeitsweise der Stiftungen. Nicht allein, dass 
sich ein Paradigmenwechsel anbahnt, bei dem sich die regelmässig als Solitär agierenden 
Stiftungen zu mehr Kollaboration und Partizipation hinbewegen. Auch die Fördermethoden 
entwickeln sich von den üblichen « Vergabungen » hin zu « Investitionen ». Zwar wird schon 
länger auf Wirkung geschaut, aber nun geht es darum, diese zu messen und auszuweisen. 
Und schliesslich wird auch immer mal wieder hinterfragt, ob es denn überhaupt eine (selbst-
ständige) Stiftung sein muss. 

Im Zusammenhang mit diesen Entwicklungen ist auch der im neu aufgelegten Swiss 
Foundation Code eingeführte neue Grundsatz der gesellschaftlichen Verantwortung zu sehen. 
Die Anpassung an die Entwicklungen der Zeit ist notwendig, aber auch schon in vollem Gange. 
Ein weiteres wichtiges Zeichen der Zeit ist das stark wachsende Angebot der Weiterbildungs-
formen für Stiftungsräte und Stiftungsangestellte. Ein Generationenwechsel vollzieht sich, 
und es ist erfreulich, dass damit die Entwicklung zu solider Ausbildung und Diversität voran-
schreitet.

Auch politisch ist im Stiftungssektor einiges passiert. Die Parlamentarische Initiative Lu-
ginbühl wurde nach Jahren der Verzögerung und etlichem Hin und Her in der Wintersession 
abgeschlossen (siehe Beitrag D. Jakob, S. 20 ff.). Leider nicht zugunsten des Sektors. Die margina-
len administrativen Verbesserungen wiegen die verpasste Chance für eine stringente Regelung 
der Aufsichtsbeschwerde und der Stiftungsratshonorierung bei weitem nicht auf. Besonders in 
letzterem Fall kann der parlamentarische Entscheid, die Honorierung bei Steuerbefreiung 
nicht zu regeln, als ablehnendes Votum verstanden werden. Es wird sich weisen, welche Aus-
wirkungen diese Schlussfolgerungen auf die Praxis in den Kantonen haben werden. Die Motion 
Noser hat einige Diskussionen zum Gemeinnützigkeitsbegriff ausgelöst, die wohl, trotz der 
Ablehnung der Motion, so bald nicht enden werden.

Ein starkes Zeichen zugunsten der Stiftungen hat dafür der Kanton Zürich gesetzt (siehe 
Beitrag M. Inauen und L. von Orelli, S. 46 ff.). Gerade noch rechtzeitig vor Weihnachten be-
schloss der Regierungsrat, den Stiftungsstandort zu fördern. Dies ist ein klares Signal an den 
Schweizer Stiftungssektor. Verbessert Zürich seine Standortqualität für Stiftungen, wird das 
für die ganze Schweiz Konsequenzen haben und den Schweizer Sektor im globalen Vergleich 
aufwerten. Dem positiven Entscheid lag eine Studie zugrunde, die der Kanton Zürich zusam-
men mit SwissFoundations durchgeführt hat.

Aber auch auf internationaler Ebene hat sich einiges getan. Die beiden europäischen Ver-
bände DAFNE und EFC haben nach langer Vorbereitung zu Philea fusioniert (siehe Beitrag 
D. Moralis und M. von Abendroth, S. 44 – 45). Es gibt nun eine länderübergreifende Stimme für 
die gemeinnützigen Stiftungen in Europa mit rund 10’000 angeschlossenen Stiftungen. Auch 
die Situation rund um den Automatischen Informationsaustausch in Steuersachen (AIA) be-
wegt sich. Die Verhandlungen gehen voran und gestalten sich schwierig. International findet 
das Schweizer Stiftungsmodell wenig Verständnis. Die Angst vor Steuerhinterziehung ist 
(wohl nicht ganz unverschuldet) sehr gross. 

Lukas von Orelli, im Mai 2022
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I. 
ZAHLEN UND 

FAKTEN

Trotz der Coronapandemie sind 2021 in der Schweiz 365 Stiftungen 
neu gegründet worden, so viele wie seit fünf Jahren nicht mehr.  
Im kantonalen Vergleich hat Zürich den Kanton Genf bei den Neu-
gründungen überholt. Das Nettowachstum hat sich im Vergleich 
zum letzten Jahr beinahe verdoppelt, obwohl die Zahl der Liquidatio-
nen weiterhin hoch bleibt.

Ein Blick auf die Stiftungsräte zeigt, dass bei den meisten Stiftungen 
viele operative Aufgaben von den ehrenamtlichen Stiftungsrats- 
mitgliedern übernommen werden: Gerade einmal 14,6% aller Stif-
tungen weisen eine Geschäftsführung aus. Bei der Geschlechterver-
teilung bildet der Anteil der Frauen trotz eines leichten Anstiegs 
immer noch die Minderheit. Die allermeisten StiftungsrätInnen der 
gemeinnützigen Schweizer Stiftungen haben nur ein Mandat  
inne (92%), und rund 13% aller StiftungsrätInnen sind keine Schweizer. 
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Abb. 16

Die Coronapandemie hat die Aktivitäten von vielen Stiftungen eingeschränkt. So wie es scheint, 
hat die Pandemie aber keinen negativen Einfluss auf die Entwicklung des Stiftungssektors 
generell bewirkt. Im Gegenteil: Im vergangenen Jahr sind in der Schweiz so viele neue Stiftun-
gen gegründet worden wie seit fünf Jahren nicht mehr.

DER SCHWEIZER STIFTUNGSSEKTOR  
IM ÜBERBLICK 

Abb. 1 

Entwicklung des Stiftungswesens mit Neugründungen 
und Liquidationen ab 1990

Quelle: Der Schweizer Stiftungsreport 2022/CEPS Datenbank
Anmerkung: Die Tabelle enthält neu auch Stiftungen «in Liquidation », die nach wie vor im Handelsregister  
eingetragen, aber nicht mehr aktiv sind. Aktuell sind dies 143 Stiftungen.

I. Zahlen und Fakten

Im Jahr 2021 wurden insgesamt 365 gemeinnützige 
Stiftungen gegründet, jedoch bleibt mit 219 die Zahl der Li-
quidationen auf dem hohen Niveau der letzten Jahre. Mit 
13’667 gemeinnützigen Stiftungen total bleibt der Sektor 
dynamisch, mit vielen neuen Stiftungen einerseits und ei-
ner deutlichen Zahl an Auflösungen andererseits (Abb. 1). 
Unter den liquidierten Stiftungen sind 19 durch Fusion in 
andere Organisationen aufgegangen, und es sind sechs 
Konkurse zu verzeichnen. Von den Fusionen ist sicherlich 

die bemerkenswerteste der Zusammenschluss der beiden 
Hilfswerke Brot für alle und Hilfswerk der Evangelischen 
Kirchen der Schweiz (HEKS), wobei die neue Stiftung wei-
terhin HEKS heissen wird.

Zusätzlich sind noch 143 Stiftungen « in Liquidation » 
(im Vorjahr: 139), d.h., der Beschluss zur Aufhebung dieser 
Stiftungen ist bereits gefallen, jedoch hält das Liquidati-
onsverfahren noch an. Diese Stiftungen werden deshalb in 
den weiteren Übersichten nicht berücksichtigt, wodurch 
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JU 124 5 3 1.6% 2
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OW 67 4 1 4.5% 3
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Abb. 3 

Regionale Verteilung 
der Stiftungen 2021

Quelle: Der Schweizer Stiftungsreport 2022/CEPS Datenbank

Quelle: Der Schweizer Stiftungsreport 2022/CEPS Datenbank

Abb.2

Entwicklung des Stiftungswesens 2021
ein Total von 13’524 aktiven gemeinnützigen Stiftungen 
besteht.

Das Nettowachstum hat sich im Vergleich zum letz-
ten Jahr von 74 auf 146 beinahe verdoppelt (Abb. 2). Dabei 
fallen einzelne Kantone besonders auf, die eine hohe An-
zahl an Neugründungen ausweisen. Kantone mit einem 
zweistelligen Zuwachs sind Aargau, Bern, Basel-Stadt, 
Genf, Thurgau, Zug und Zürich. Es mag ein Zufall sein, aber 
abgesehen von Zug und Thurgau sind dies alles Kantone, 
in denen sich in den vergangenen Jahren Initiativen zur 
Stärkung des Stiftungssektors entwickelt haben, die oft-
mals gerade auch eine verbesserte Zusammenarbeit zwi-
schen staatlichen Behörden und dem Stiftungssektor zum 
Ziel hatten.

Regionale Verteilung
Die Kantone mit den meisten Neugründungen sind 

Zürich und Genf, wobei Zürich den Kanton Genf in dieser 
Hinsicht abgelöst hat. Wie in den Vorjahren hat der Kan-
ton Genf mit 46 Neugründungen jedoch das höchste 
Wachstum vorzuweisen. Wie bereits erwähnt, ist der po-
sitive Zuwachs an Stiftungen vor allem einigen wenigen 
Kantonen zuzuschreiben. Auf der anderen Seite gibt es 
vier Kantone mit einer schwach negativen Entwicklung. 
Dabei sticht der Kanton Waadt mit einem Minus von sie-
ben Stiftungen hervor. Nach der Anzahl Stiftungen ist die 

I. Zahlen und Fakten



Abb. 3

AGTGSOSGBLFRSHLUSZBEURZHCHVDJUVSNEOWNWARAITIGEGRGLZGBS

15
.5

46
.3

30
.7

29
.2

25
.9

25
.5

23
.3

22
.1

20
.5

20
.1

17
.5

17
.0

16
.8

16
.8

16
.7

15
.5

14
.3

14
.1

13
.3

13
.2

13
.0

12
.8

12
.2

10
.4

9.
9

9.
7

9.
0

7.
0

8

Quelle: Der Schweizer Stiftungsreport 2022/CEPS Datenbank

Reihenfolge der Kantone unverändert, mit Zürich an der 
Spitze (2’232), gefolgt von Bern (1’390), Waadt (1’370), Genf 
(1’294) und Basel (908) (Abb. 3). Die meisten Stiftungen auf 
10’000 Einwohner sind erneut dem Kanton Basel-Stadt 
mit 46,3 Stiftungen zuzurechnen (Abb. 4). Durch den 
Boom der Krypto-Stiftungen steht Zug inzwischen mit 30,7 
an zweiter Stelle bei der Stiftungsdichte. Danach folgen 
Glarus (29,2), Graubünden (25,9) und Genf (25,5). Der 
Schweizer Durchschnitt liegt bei 15,5 Stiftungen auf 10’000 
Einwohner.

Stiftungsrätinnen und Stiftungsräte
Im vergangenen Jahr wurde im Parlament diskutiert, 

eine angemessene Entschädigung im Ehrenamt – insbe-
sondere in Stiftungsräten – gesetzlich zuzulassen, ohne 
dass dadurch die Gemeinnützigkeit der Stiftung infrage 
gestellt werden würde. Während der Nationalrat grund-
sätzlich offen war, verweigerte der Ständerat eine entspre-
chende Anpassung im Gesetz. Es wurden Bedenken  
geäussert, dass sich StiftungsrätInnen unrechtmässig be-
reichern könnten. Wie weit weg diese Bedenken von der 
Realität sind, zeigt die Tatsache, dass gerade einmal 14,6% 
der Stiftungen (1’981) eine Geschäftsführung ausweisen 
(Abb. 5). Dies bedeutet, dass in den übrigen Stiftungen die 
ehrenamtlichen Stiftungsräte auch viele operative Aufga-
ben selbst übernehmen müssen. Schliesslich fehlen den 
meisten Stiftungen die finanziellen Möglichkeiten, über-
haupt eine Entschädigung zu zahlen. 

Abb. 4 

Stiftungsdichte* nach Kantonen 2021

I. Zahlen und Fakten

*Anzahl Stiftungen auf 10’000 Einwohner

 Insgesamt gibt es in gemeinnützigen Stiftungen 
71’043 Stiftungsratsmandate, die von 63’886 Personen ge-
halten werden. Nach Geschlechtern verteilt sich die Ge-
samtheit zu 68,3% auf Männer und zu 31,7% auf Frauen. Da-
mit ist der Anteil Frauen im Vergleich zum Vorjahr nur 
leicht gestiegen. Wie auch in anderen Branchen tendieren 
Männer stärker dazu, mehrere Mandate anzunehmen. Bei 
den Personen mit nur einem Mandat sind es 31,4% Frauen, 
bei mehr als fünf Mandaten dann nur noch 12,8%.

Nach wie vor haben die meisten Personen nur ein 
Stiftungsratsmandat (92%). Weniger als 2% der Stiftungsrät- 
Innen habe mehr als zwei Mandate (Abb. 6). Auch dies lässt 
darauf schliessen, dass ein Mandat als Stiftungsrat Zeit 
braucht und verantwortungsvoll erfüllt wird. Bemerkens-
wert ist auch die Internationalität des Schweizer Stiftungs-
sektors: 12,9% der StiftungsrätInnen sind nicht Schweizer 
Staatsbürger (Doppelstaatsbürgerschaften werden nicht 
erfasst), und in 4’205 Stiftungen (30,8%) ist mindestens ein 
Stiftungsratsmitglied kein Schweizer Staatsbürger.
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I. Zahlen und Fakten

Abb. 5

Übersicht der StiftungsrätInnen

Quelle: Der Schweizer Stiftungsreport 2022/CEPS Datenbank

Abb. 6 

Verteilung von Stiftungsratsmandaten

Quelle: Der Schweizer Stiftungsreport 2022/CEPS Datenbank
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I. Zahlen und Fakten

Stiftungszwecke
An der Verteilung der Stiftungszwecke lassen sich ge-

sellschaftliche Veränderungsprozesse ablesen (Abb. 7). 
Vergleicht man die Verteilung der Tätigkeitsbereiche aller 
Stiftungen mit jener bei den Stiftungen der letzten zehn 
Jahre, fällt auf, dass Bereiche wie Bildung und Forschung, 
Umwelt sowie Advocacy und Politik überdurchschnittlich 
zugenommen haben, während andere wie Kultur oder Re-
ligion weniger Beachtung finden.

Kirchliche Stiftungen und Familienstiftungen 
Zum 1. Januar 2021 sollten alle kirchlichen und Famili-
enstiftungen im Handelsregister eingetragen sein. Je-
doch sind auch im vergangenen Jahr nochmals solche 
Stiftungen registriert worden. Der Vollständigkeit hal-
ber wird hier eine Übersicht nach Kantonen gezeigt 
(Abb. 8). Bei den kirchlichen Stiftungen fällt auf, dass 
diese besonders in katholisch geprägten Kantonen be-
stehen, was sich mit der Tradition der Stiftung im kano-
nischen Recht der Kirche erklären lässt. 

Stiftungsaufsichten
Nachdem auf kantonaler Ebene durch den Zusam-

menschluss mehrerer Stiftungsaufsichten sowie die Aus-
gliederungen der Behörden ein Professionalisierungs-
schub eingesetzt hat, wird sich auch die Eidgenössische 
Stiftungsaufsicht in den nächsten Jahren weiterentwi-
ckeln. Wie die Übersicht in Abbildung 9 zeigt, ist sie die 
wichtigste Aufsichtsbehörde, da 36,2% der Stiftungen von 
ihr betreut werden. Die Hälfte dieser Stiftungen ist in drei 
Kantonen angesiedelt, nämlich in Bern, Zürich und Genf. 
Dies verdeutlicht einerseits die Rolle Berns als nationale 
Hauptstadt und die internationale Ausrichtung der beiden 
Städte Genf und Zürich. Hinzu gesellt sich noch der Kan-
ton Zug, in dem 76,7% aller Stiftungen einen nationalen 
oder internationalen Zweck verfolgen und deshalb unter 
eidgenössischer Aufsicht stehen. Ganz anders ist die Situ-
ation in den Kantonen Basel-Stadt oder Waadt, wo 74,5% 
bzw. 72,9% der Stiftungen unter kantonaler Aufsicht ste-
hen und damit auch viel stärker im Alltag vor Ort wahrge-
nommen werden. 

Abb. 7

Stiftungszwecke 2022

Quelle: Der Schweizer Stiftungsreport 2022/CEPS Datenbank
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I. Zahlen und Fakten

Abb. 8

Übersicht der kirchlichen Stiftungen und Familienstiftungen 

Abb. 9

Stiftungsaufsichten

Quelle: Der Schweizer Stiftungsreport 2022/CEPS Datenbank

Quelle: Der Schweizer Stiftungsreport 2022/CEPS Datenbank
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ZÜRCHER STIFTUNGSTAG 
6. September 2022 
Rahn + Bodmer Co., Zürich

Veranstalter: Rahn + Bodmer Co.
→ www.rahnbodmer.ch

BESTE STIFTUNGSRATSPRAXIS
20. September 2022, Lake Side, Zürich

Veranstalter: Europa Institut an der 
Universität Zürich
→ www.eiz.uzh.ch
SwissFoundations 
→www.swissfoundations.ch
Center for Philanthropy Studies 
→ www.ceps.unibas.ch

DEUTSCHER STIFTUNGSTAG
28. – 30. September 2022, Leipzig
Stiftungen – Zukunft nachhaltig gestalten

Veranstalter: Bundesverband Deutscher Stiftungen
→ www.stiftungen.org

EUROPÄISCHER TAG DER STIFTUNGEN
1. Oktober 2022

Diverse europaweite Initiativen rund um den
Aktionstag
→ www.swissfoundations.ch

BETTER FOUNDATION GOVERNANCE
27. – 29. Oktober 2022, Hotel Odelya, Basel

Veranstalter: Foundation Board Acadamy
→ www.foundationboardacademy.ch

SCHWEIZER STIFTUNGSTAG
9. November 2022, Stadttheater Olten, Olten

Veranstalter: proFonds
→ www.profonds.org

6. ZÜRCHER STIFTUNGSRECHTSTAG
31. Januar 2023, Universität Zürich, Zürich

Veranstalter: Zentrum für Stiftungsrecht 
an der Universität Zürich
→ www.zentrum-stiftungsrecht.uzh.ch

PHILEA FORUM
30. Mai – 1. Juni 2022, Barcelona

Veranstalter: Philanthropy Europe Association
→ www.philea.eu

SWISSFOUNDATIONS  
MITGLIEDERVERSAMMLUNG
2. Juni 2022, Bern

Veranstalter: SwissFoundations
→ www.swissfoundations.ch

FORUM DES FONDATIONS
7. Juni 2022, Lausanne

Veranstalter: SwissFoundations 
→ www.forum-des-fondations.ch
in Zusammenarbeit mit: 
AGFA (Association de Genève des Fondations 
Académiques) → www.agfa-ge.ch
ACAD (Académie des Administrateurs) 
→ www.acad.ch
Geneva Center for Philanthropy 
→ www.unige.ch/philanthropie
IMD → www.imd.org
proFonds → www.profonds.org

SOCIAL ENTREPRENEURSHIP &  
PHILANTHROPY
8. – 9. Juni 2022, Genf 

Veranstalter: Geneva Center for Philanthropy und 
Schwab Foundation for Social Entrepreneurship
→ www.unige.ch/philanthropie

PHILANTHROPIE AM MORGEN
16. Juni 2022, Basel, 21. Juni 2022, Zürich

Veranstalter: Center for Philanthropy Studies
→ www.ceps.unibas.ch

11. BASLER STIFTUNGSTAG
30. August 2022, Biozentrum  
Universität Basel, Basel
Generationen-Clash

Veranstalter: Stiftungsstadt Basel
→ www.stiftungsstadt-basel.ch

21. SCHWEIZER STIFTUNGSSYMPOSIUM
1. September 2022,  
kultur & kongresshaus aarau, Aarau
Perspectives

Veranstalter: SwissFoundations
→ www.stiftungssymposium.ch

SAVE THE DATE
Aufgrund der Coronapandemie muss mit kurzfristigen Änderungen  
bei der Durchführung von Veranstaltungen gerechnet werden.

Bevorstehende Veranstaltungen

http://www.eiz.uzh.ch/
file:///C:/Users/NinaMüller/Downloads/www.stiftungen.org
file:///C:/Users/NinaMüller/Downloads/www.foundationboardacademy.ch
file:///C:/Users/NinaMüller/Downloads/www.profonds.org
http://www.zentrum-stiftungsrecht.uzh.ch
file:///C:/Users/NinaMüller/Downloads/www.swissfoundations.ch
http://www.forum-des-fondations.ch/
file:///C:/Users/NinaMüller/Downloads/www.stiftungssymposium.ch
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II. 
RECHTLICHE 

ENTWICKLUNGEN

Das Jahr 2021 stand auf politischer Ebene ganz im Zeichen der Parla-
mentarischen Initiative Luginbühl, bei der nach sieben Jahren die 
Schlussentscheidung fiel. Daneben kam es zu weiteren Entwicklungen, 
die den Gemeinnützigkeitssektor beeinflussen können (Revision  
zur Stiftungsaufsicht im Kanton Zürich, Motion Noser, Datenschutz-
gesetzgebung etc.).

Die Rechtsprechung in diesem Jahr wurde von einschneidenden  
Urteilen zu Familienstiftungen geprägt, die das Leben dieses Rechts-
instituts weiter erschweren. Zudem erging ein fragwürdiges Urteil zur 
Steuerbefreiung von gemeinnützigen Holdingstiftungen.

Im Folgenden werden die für den Stiftungssektor wichtigsten Ent-
wicklungen dargestellt. Einzelheiten zur aktuellen Rechtsetzung, 
Rechtsprechung und Literatur können dem jährlich erscheinenden 
Band Verein – Stiftung – Trust, Entwicklungen 2021, njus.ch,  
von Jakob/Eichenberger/Savanovic/Studhalter/Trajkova entnom-
men werden.1
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Finale Entscheidung bei der  
Parlamentarischen Initiative « Schweizer  
Stiftungsstandort. Stärkung »
Fast auf den Tag genau sieben Jahre nach der Einrei-

chung der Pa.Iv. Luginbühl (14.470) fiel am 13. Dezember 
2021 die Schlussentscheidung. Doch der Reihe nach: Nach-
dem die RK-S am 22. Februar 2021 die auf die Punkte 3 und 4 
der Pa.Iv. reduzierte Vorlage 2 verabschiedet hatte,3 stimmte 
der Bundesrat dieser in seiner Stellungnahme vom 12. Mai 
2021 zu.4 Die Punkte 3 und 4 waren immer unbestritten und 
wurden von beiden Räten angenommen.

Um den weiteren Inhalt der Vorlage sowie deren Wort-
laut entstand jedoch eine Debatte, die die Geschehnisse im 
Jahr 2021 prägte: Am 10. Juni 2021 erteilte der SR dem Ent-
wurf seine Zustimmung ohne Gegenstimme.5 Die RK-N 
beantragte am 19. August 2021 ihrem Rat hingegen, zwei 
der zuvor aus der Vorlage gestrichenen Punkte wieder auf-
zunehmen.6 Sie beantragte einerseits, die Stiftungsauf-
sichtsbeschwerde gesetzlich vorzusehen und denjenigen 
Personen, die ein berechtigtes Kontrollinteresse daran 
haben, dass die Verwaltung der Stiftung mit Gesetz und 
Stiftungsurkunde in Einklang steht, ein Beschwerderecht 
zukommen zu lassen (Art. 84 Abs. 3 des Entwurfs zur Än-
derung des Schweizerischen Zivilgesetzbuchs [E-ZGB]).7 
Zudem stellte sie den Antrag, die Honorierung der Lei-
tungsorgane wieder in die Vorlage aufzunehmen und 
Art. 23 Abs. 2 des Steuerharmonisierungsgesetzes (StHG) 
und Art. 56 Abs. 2 des Gesetzes über die direkte Bundessteu-
er (DBG) dahingehend zu revidieren, dass eine angemesse-
ne Honorierung der Stiftungsorgane der Steuerbefreiung 
der Stiftungen nicht entgegensteht.8 Diese erweiterte Vor-
lage wurde in der Gesamtabstimmung von der RK-N ange-
nommen.9 Im NR war die Regelung zur Stiftungsaufsichts-
beschwerde unbestritten.10 Mit Blick auf die Honorierung 
konnte sich der Antrag, der auf die Aufnahme der Honorie-
rungsmöglichkeit in die Vorlage gerichtet war, durchset-
zen. Die Annahme der Vorlage wurde sodann in der Ge-
samtabstimmung vom NR einstimmig beschlossen.11

In der ersten Runde der Differenzbereinigung am 
22. September 2021 folgte der SR seiner RK und strich er-
neut sowohl die Stiftungsaufsichtsbeschwerde als auch die 
Honorierungsregel aus der Vorlage.12 Der NR befasste sich 
am 6. Dezember 2021 mit gleich drei Anträgen zur Stif-
tungsaufsichtsbeschwerde. Dem Antrag der Mehrheit fol-
gend 13 wurde der Wortlaut des Art. 84 Abs. 3 E-ZGB so ge-
ändert, dass Begünstigte oder Gläubiger der Stiftung, der 
Stifter, Zustifter oder Spender sowie ihnen nahestehende 
Personen und Stiftungsratsmitglieder, die ein Interesse da-
ran haben, dass die Verwaltung der Stiftung mit Gesetz 

und Stiftungsurkunde in Einklang steht, beschwerdebe-
rechtigt sein sollen.14 Hinsichtlich der Honorierung wurde 
der Antrag der Mehrheit angenommen, an einer Regelung 
der Frage festzuhalten.15 

In der zweiten Runde der Differenzbereinigung ka-
men vom SR Zugeständnisse betreffend die Stiftungsauf-
sichtsbeschwerde, nicht jedoch betreffend die Honorie-
rung. Bei der Stiftungsaufsichtsbeschwerde wurde der 
Antrag der Minderheit angenommen.16 Nach wiederum 
neuem Wortlaut sollen Begünstigte oder Gläubiger der 
Stiftung, der Stifter, Zustifter und ehemalige und aktuelle 
Stiftungsratsmitglieder, die ein Interesse daran haben, 
dass die Verwaltung der Stiftung mit Gesetz und Stif-
tungsurkunde in Einklang steht, Beschwerde erheben 
können.17 Betreffend Honorierung setzte sich die Mehr-
heit mit ihrem Antrag durch, die Honorierung neuerlich 
zu streichen.18

In derselben Runde der Differenzbereinigung fiel am 
13. Dezember 2021 letztlich die Entscheidung. Der NR folgte 
diskussionslos dem Antrag seiner RK auf Zustimmung 
zum Beschluss des SR betreffend Stiftungsaufsichtsbe-
schwerde.19 Bezüglich der letzten verbliebenen Differenz 
betreffend Honorierung stimmte der NR schliesslich dem 
SR zu,20 womit die gesetzliche Regelung der Honorierungs-
möglichkeit letztlich der kategorisch ablehnenden Haltung 
des SR zum Opfer fiel.

Die Vorlage wurde in der Schlussabstimmung vom 
17. Dezember 2021 sowohl vom SR als auch vom NR ange-
nommen.21 Die Schweiz erhält – vorbehältlich eines Refe-
rendums bis zum 7. April 2022 22 – somit ein leicht revidier-
tes Stiftungsrecht, das eine Erweiterung der Stifterrechte 
durch eine Ausdehnung des Änderungsvorbehalts des 
Stifters in der Stiftungsurkunde auf Organisationsände-
rungen (Art. 86a nZGB), die Vereinfachung von unwesent-
lichen Änderungen der Stiftungsurkunde (Art. 86b nZGB), 
eine Klarstellung betreffend die Form von Urkundenände-
rungen (keine notarielle Beurkundung nötig; Art. 86c 
nZGB) sowie eine gesetzlich geregelte Stiftungsaufsichts-
beschwerde (Art. 84 Abs. 3 nZGB) enthält, nicht jedoch 
eine gesetzliche Honorierungsmöglichkeit für die Stif-
tungsorgane.

Der Ausgang der Pa.Iv. Luginbühl ist aus Sicht des 
Stiftungssektors bedauerlich. Ob durch den beschlosse-
nen Wortlaut zur Stiftungsaufsichtsbeschwerde die jetzi-
ge Situation verbessert wird, muss der Umgang der Ge-
richte damit zeigen. Die abgelehnte gesetzliche Regelung 
der Honorierungsmöglichkeit hingegen setzt durch das 
ablehnende Votum der Parlamentarier ein verheerendes 
Zeichen für den Gemeinnützigkeitssektor, die angestrebte 

AKTUELLE POLITISCHE GESCHÄFTE
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Professionalisierung sowie den anstehenden Generatio-
nenwechsel in den Leitungsorganen.

Siehe zu diesem Geschäft auch den Autorenbeitrag 
von Prof. Dr. Dominique Jakob auf Seite 20 ff.

Revision der Stiftungsaufsicht im Kanton Zürich
Zentrales Anliegen der Revision zur Stiftungsaufsicht 

im Kanton Zürich soll sein, dass die kantonale BVG- und 
Stiftungsaufsicht des Kantons Zürich (BVS) Zuständigkeit 
erlangt auch für die den Gemeinden angehörenden Stiftun-
gen (§ 2 Abs. 3 Satz 1 des Entwurfs zur Änderung des Geset-
zes über die BVG- und Stiftungsaufsicht [E-BSVG]). Die 
Gemeindevorstände können aber mittels Beschluss ihre 
Aufsichtszuständigkeit behalten (§ 2 Abs. 3 Satz 2 und 3 E-
BVSG).23

Insbesondere letztere Bestimmung wurde von der 
Kommission für Staat und Gemeinden des Kantonsrats 
Zürich (StGK) am 9. Juli 2021 neu gefasst. Neu sollte der 
Gemeindevorstand die Aufsicht nur dann ausüben dürfen, 
wenn kein Mitglied des Gemeindevorstands Stiftungsrat 
in einer von ihm beaufsichtigten Stiftung ist. Wird ein Ge-
meindevorstand ein solches Mitglied, soll er seinen Be-
schluss aufheben und dies der Anstalt mitteilen.24

Der Kantonsrat tagte am 4. Oktober 2021 über die von 
der StGK beschlossene Vorlage. Die Redaktionskommissi-
on (REDKO) stellte am 3. November 2021 bezüglich § 2 
Abs. 3 E-BVSG den gleichen Antrag wie die StGK.25 Hans-
Peter Brunner (SVP, Horgen) reichte hingegen am 8. No-
vember 2021 einen Abänderungsantrag bezüglich § 2 
Abs. 3 E-BVSG ein, gemäss welchem grundsätzlich die BVS 
als Aufsichtsbehörde zuständig sein soll, der Gemeinde-
vorstand die Aufsicht jedoch selbst wahrnehmen könne, 
wenn eine Stiftung über eine ausgewiesene Bilanzsumme 
von weniger als CHF 5 Millionen oder weniger als über das 
Rechnungsjahr gemittelt 500 Stellenprozente verfügt. Für 
den Fall, dass einer der Höchstwerte im späteren Verlauf 
definitiv überschritten wird, soll der Gemeindevorstand 
seinen Beschluss aufheben, sodass die Aufsicht an die An-
stalt per Folgejahr zurückfallen würde.26 Im Rahmen sei-
ner zweiten Lesung am 15. November 2021 erteilte der Kan-
tonsrat seine Zustimmung zum Antrag Brunner.27

In einer dritten Lesung am 7. Februar 2022 wurde ein 
nochmals neuer Antrag der REDKO vom 2. Dezember 
202128 im Kantonsrat behandelt, der den Antrag Brunner 
insoweit abänderte, als er eine kumulative (statt alternati-
ve) Anwendung der Kriterien, unter denen der Gemeinde-
vorstand die Aufsicht selbst wahrnehmen kann, fordert. 
Der Antrag der REDKO wurde genehmigt und die Vorlage 
in der Schlussabstimmung einstimmig angenommen.29 

Damit sieht die Stiftungsaufsicht im Kanton Zürich neu 
wie folgt aus: Die kantonale BVS ist die Aufsichtsbehörde 
über Stiftungen nach Art. 84 ZGB, die ihrer Bestimmung 
nach einer Gemeinde angehören. Ausgenommen sind 
Stiftungen, die nach § 2a von der Gemeinde beaufsichtigt 
werden (§ 2 Abs. 3 nBVSG). Gemäss § 2a Abs. 1 nBVSG kann 
der Gemeindevorstand für einzelne Stiftungen gemäss § 2 
Abs. 3 beschliessen, die Aufsicht selbst wahrzunehmen, 
wenn eine Stiftung eine Bilanzsumme von weniger als 
CHF 5 Millionen ausweist und im Jahresdurchschnitt über 
weniger als fünf Vollzeitstellen verfügt. Die BVS ist ab dem 
1. Juli, der dem Inkrafttreten der Vorlage folgt, für die Auf-
sicht gemäss § 2 Abs. 3 zuständig (Ziff. II der Übergangsbe-
stimmungen zum nBVSG).

Unabhängig von den Details dürfte die Entwicklung 
der Sache nach in die richtige Richtung gehen. Denn eine 
klare Struktur der kantonalen Aufsicht dient der Erhö-
hung der Kompetenz und damit dem Schutz der Stiftun-
gen und der Glaubwürdigkeit des Sektors.

Initiative zur Stärkung des Stiftungsstandorts 
Zürich
Der Kanton Zürich befasst sich jedoch auch grundle-

gend mit dem Stiftungswesen. Eine am 15. Dezember 2021 
veröffentlichte Studie zur Evaluierung des Stiftungssek-
tors Zürich stellte fest, dass eine Stärkung des Sektors 
möglich sei, und möchte mit der Handlungsempfehlung 3 
insbesondere die Anpassung steuerrechtlicher Aspekte 
erreichen.30 Am 8. Dezember 2021 nahm der Regierungsrat 
des Kantons Zürich die Studie zur Kenntnis und beauf-
tragte die Projektkoordinationsgruppe « Stiftungsstand-
ort Kanton Zürich », ein Umsetzungskonzept inkl. Projekt- 
organisation zu den Handlungsempfehlungen der Studie 
auszuarbeiten.31

Totalrevision des Datenschutzes
Über die abgeschlossene Totalrevision des Daten-

schutzgesetzes (DSG) wurde bereits berichtet.32 Damit 
dieses in Kraft treten kann, bedarf die dazugehörige Ver-
ordnung (VDSG) ebenso einer Revision. Der Bundesrat 
veröffentliche am 23. Juni 2021 den Vorentwurf samt erläu-
terndem Bericht.33 Ersterer enthält insbesondere Mindest-
anforderungen an die Datensicherheit (Art. 1 ff. VE-VDSG), 
Regeln zur Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland 
(Art. 8 ff. VE-VDSG) und zu den Rechten der betroffenen 
Person (Art. 20 ff. VE-VDSG) sowie die Bestimmung zur 
Ausnahme von der Pflicht zur Führung eines Datenbearbei-
tungsverzeichnisses für privatrechtliche Organisationen 
mit weniger als 250 Mitarbeitenden, sofern nicht besondere 
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Voraussetzungen erfüllt sind (Art. 26 VE-VDSG). Die Ver-
nehmlassungsfrist dauerte bis zum 14. Oktober 2021, der 
Bericht zu den Ergebnissen des Vernehmlassungsverfah-
rens ist noch nicht erschienen. DSG und VDSG sollen 
gleichzeitig am 1. September 2023 in Kraft treten. Der da-
für notwendige Entscheid des Bundesrats muss noch er-
folgen.34

Ablehnung der Motion Noser
Die von SR Ruedi Noser eingereichte Motion (20.4162) 

forderte den Bundesrat auf, die Einhaltung der Anforde-
rungen an die Steuerbefreiung juristischer Personen bei 
der direkten Bundessteuer wegen Gemeinnützigkeit im 
Falle politischer Tätigkeit zu überprüfen.35 2021 fand die 
parlamentarische Beratung statt. Die Vorlage wurde im SR 
am 9. Juni 2021 äusserst knapp mit 21 zu 20 Stimmen bei  
3 Enthaltungen angenommen.36 Im NR setzte sich hingegen 
der Antrag der Minderheit durch, der zur Ablehnung der 
Motion führte.37 Damit ist die Motion Noser endgültig vom 
Tisch. Aus Sicht des Gemeinnützigkeitssektors ist die Ent-
scheidung erfreulich: Denn gemeinnützige Stiftungen 
agieren selten im politikfreien Raum und dürfen in der Art 
ihrer Zweckerfüllung und Wirkungserzielung nicht unnö-
tig eingeschränkt werden.

Bei der in die gleiche Richtung gehenden St. Galler 
Motion (42.20.26) wurde der Regierungsrat zwar eingela-
den, ein Stiftungsverzeichnis mit steuerbefreiten, poli-
tisch engagierten Stiftungen zu erstellen sowie Anpassun-
gen zur Aufhebung der Steuerbefreiung vorzuschlagen,38 
allerdings wurde die Motion in der Folge zurückgezogen.39

Motion Reimann betreffend Honorierung  
und Swiss GAAP FER
Dass die Honorierung von Leitungsorganen in der Po-

litik ein Brennpunkt ist, zeigt auch der folgende Vorstoss. 
NR Lukas Reimann beauftragte mit seiner am 5. Mai 2021 
eingereichten Motion den Bundesrat, die Gesetze dahinge-
hend anzupassen, dass für gemeinnützige Organisationen, 
die von der öffentlichen Hand eine Unterstützung erhal-
ten oder von der Steuerpflicht befreit werden, die Rech-
nungslegungsstandards des Swiss GAAP FER inkl. FER 21 
zur zwingenden Voraussetzung für die Unterstützung 
bzw. Steuerbefreiung gemacht werden.40 Swiss GAAP FER 
21 ordnet an, dass der Gesamtbetrag aller Vergütungen der 
Mitglieder des obersten Leitungsorgans (z.B. Vorstand, 
Stiftungsrat) sowie der Gesamtbetrag aller Vergütungen 
von Personen, die mit der Geschäftsführung betraut sind, 
im Anhang der Jahresrechnung offenzulegen sind. Der 
Unterschied zum in die ähnliche Richtung gehenden 

Art. 84b nZGB 41 (Offenlegung von Vergütungen) liegt darin, 
dass dort die Vergütungen gegenüber der Aufsichtsbehör-
de offenzulegen sind, hier jedoch gegenüber der Behörde, 
die über die Steuerbefreiung entscheidet.42

Eine Anwendung der Swiss GAAP FER würde für die 
Stiftungen einen grossen Aufwand bedeuten. In seiner 
Stellungnahme beantragt der Bundesrat mangels Hand-
lungsbedarfs daher zu Recht die Ablehnung der Motion.43 
Der weitere Verlauf bleibt abzuwarten.

Entwurf Praxisanpassung Mehrwertsteuergesetz 
(MWSTG) zum Thema « eng verbundene  
Personen »
Am 28. Januar 2022 veröffentliche die Eidgenössische 

Steuerverwaltung (ESTV) einen ersten Praxisentwurf zum 
Thema « eng verbundene Personen », der vor allem für sog. 
Corporate Foundations, d.h. Stiftungen, die von Unterneh-
men i.d.R. zur Erfüllung ihrer Corporate Social Responsibi-
lity gegründet werden, von Relevanz ist. Gemäss Entwurf 
gelte eine Stiftung gegenüber einer Person oder Organisa-
tion als eng verbunden i.S.v. Art. 3 lit. h Ziff. 2 des Mehrwert-
steuergesetzes (MWSTG), wenn sie über keine eigenen Mit-
tel und Ressourcen (Personal, Infrastruktur, flüssige Mittel 
etc.) verfügt, die es ihr ermöglichen, ihren Zweck zu errei-
chen. Kumulativ müssten die benötigten Mittel und Res-
sourcen von dieser Person oder Organisation zur Verfü-
gung gestellt werden, von der die Stiftung wirtschaftlich 
und personell abhängig sei. Bei Naturalspenden an diese 
eng verbundenen Personen liege ein Leistungsverhältnis 
vor und die Naturalspende gelte als entgeltliche Leistung. 
Die Bemessung richte sich damit nach Art. 24 Abs. 2 
MWSTG, womit die Leistung zum Wert, der unter unab-
hängigen Dritten vereinbart würde, in Rechnung zu stellen 
sei.44 Die Frist zur Stellungnahme läuft bis zum 1. März 2022.

Peer Review zum Automatischen  
Informationsaustausch (AIA)
Am 17. November 2021 wurde die « Peer Review of the 

Automatic Exchange of Financial Account Information 
2021 » vom Global Forum on Transparency and Exchange of 
Information for Tax Purposes veröffentlicht. Dieses über-
wacht und überprüft die Umsetzung der internationalen 
Standards für den Informationsaustausch auf Anfrage so-
wie den automatischen Informationsaustausch.45

Die schweizerische Gesetzgebung in diesem Bereich 
wird als verbesserungswürdig eingestuft, wobei zwei 
Empfehlungen ausgesprochen werden. Zum einen soll die 
Schweiz Stiftungen mit einem öffentlichen, gemeinnützi-
gen oder ideellen Zweck von der Liste der nicht melde-
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pflichtigen Finanzinstitute streichen. Zum anderen sollen 
Konten von solchen Stiftungen nicht länger als nicht mel-
depflichtige Finanzkonten gelten.46 Der weitere Verlauf 
bleibt abzuwarten. Die laufende Entwicklung zum Com-
mon Reporting Standard (CRS) verheisst für gemeinnützi-
ge Stiftungen nichts Gutes.

Digitalisierung in der Stiftungsaufsicht
Ziel des Projekts eESA der Eidgenössischen Stiftungs-

aufsicht ist es, die Stiftungsaufsicht auf Bundesebene so 
weit wie möglich elektronisch und automatisiert abzuwi-
ckeln.47 In Abkehr vom ursprünglichen Vorhaben, die Be-
dingungen für die Gegebenheiten des eESA-Systems in 
der Verordnung über die elektronische Übermittlung im 
Rahmen eines Verwaltungsverfahrens (VeÜ-VwV) zu 
konkretisieren,48 wurde – soweit ersichtlich – bisher kei-
ne Revision der genannten Verordnung eingeleitet oder 
vorgenommen. Neu gibt es allerdings neben der postali-
schen Kommunikation mit Formularen voraussichtlich ab 
April 2022 die Möglichkeit der digitalen Kommunikation 
via EasyGov. Die daraus resultierende Veränderung der 
Kommunikationswege zwischen den Stiftungen und der 
ESA werden in zwei Merkblättern 49 genauer erläutert.50 
Schliesslich informierte die ESA in ihrem dritten Newslet-
ter vom 21. Januar 2022 darüber, dass durch die verstärkte 
Konzen-tration auf die Rechtsaufsicht und den geplanten 
Schritt in Richtung risikobasierter Aufsicht ein neues Auf-
sichtskonzept umgesetzt werden soll.51 Diese Entwick-
lung klingt vielversprechend und ist mit Spannung wei-
ter zu beobachten.

IPRG-Revision zur Teilharmonisierung mit der 
Europäischen Erbrechtsverordnung (EuErbVO)
Um das Internationale Privatrecht (IPRG) teilweise 

mit der Europäischen Erbrechtsverordnung (EuErbVO)  
zu harmonisieren, sollen in erster Linie die Zuständigkeits- 
und Anerkennungsvorschriften angepasst werden.52 Einzig 
mit Blick auf Art. 87 Abs. 1 sowie Art. 88 Abs. 1 des Entwurfs 
zur Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale 
Privatrecht (E-IPRG) fasste der NR einen vom Entwurf ab-
weichenden Beschluss, der jedoch bloss der redaktionel-
len Präzisierung dient (« Zuständigkeitskonflikte » statt 
« Kompetenzkonflikte »).53 Als Nächstes folgen die Durch-
führung von Anhörungen sowie die Detailberatung in der 
RK-S.54 Die Änderungen im internationalen Erbrecht wür-
den die internationale Nachlassplanung mittels Stiftun-
gen betreffen.
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Feldzug gegen Familienstiftungen
Im Jahr 2021 ergingen einschneidende Urteile gegen-

über Familienstiftungen: In allen Fällen wurde ihnen die 
Eintragung ins Handelsregister verweigert, weil sie als un-
zulässige Unterhaltsstiftungen im Sinne von Art. 335 Abs. 1 
ZGB zu qualifizieren seien. 

Im Urteil B-1749/2020 des Bundesverwaltungsge-
richts vom 16. August 2021 ging es um eine seit 1939 beste-
hende Familienstiftung. Die Stiftung verfolgte den Zweck 
der « Einräumung eines voraussetzungslosen Wohn- und 
Aufenthaltsrechts, der Erhaltung eines Hauses und den 
darin abgehaltenen periodischen Zusammenkünften ». 
Das Bundesverwaltungsgericht führte aus, dass eine un-
zulässige Unterhaltsstiftung vorliege, die niemals Rechts-
persönlichkeit erlangt habe. Die Verweigerung der Eintra-
gung ins Handelsregister sei verhältnismässig, « da eine 
Heilung durch Änderung einzelner der widerrechtlichen 
Zwecksetzungen auf eine Umgehung zwingenden Rechts 
hinausliefe und zudem dem Charakter der Familienstif-
tung widerspräche ».55

Am gleichen Tag, in einem anderen Urteil (B-951/2020) 
derselben Kammer wurde die Eintragung einer weiteren, 
seit 1918 bestehenden Familienstiftung abgelehnt. Zu-
gleich befasst sich das Bundesverwaltungsgericht mit der 
wichtigen Frage, ob der Stiftungsrat einen unzulässigen 
Teilzweck eigenständig ändern durfte oder ob er dafür 
das Zivilgericht hätte beiziehen müssen. Obwohl der Ge-
setzgeber Familienstiftungen von der staatlichen Auf-
sicht befreit und die gerichtliche Aufsicht nur für Auflö-
sungsentscheide (Art. 88 Abs. 2 ZGB) vorbehalten hat, stellt 
sich das Bundesverwaltungsgericht entgegen der herr-
schenden Lehre und Praxis 56 auf den Standpunkt, dass 
für die Abänderung ein summarisches zivilgerichtliches 
Feststellungsverfahren durchzuführen sei.57 Immerhin 
schränkte es sein Urteil dahingehend ein, dass zumindest 
dann das Zivilgericht zwingend zuständig sei, wenn die 
Stiftungsurkunde die Abänderung nach dem Tod des Stif-
ters verbiete, was im vorliegenden Fall gegeben war.58

Und schliesslich hat das Bundesverwaltungsgericht 
in seinem Urteil B-5100/2020 vom 23. November 2021 die 
Eintragung einer dritten (diesmal neu zu errichtenden) Fa-
milienstiftung ins Handelsregister versagt. Der Stiftungs-
rat der Familienstiftung hatte insgesamt drei Mal ohne 
Erfolg versucht, den Zweck der Stiftung so umzuformulie-
ren, dass er den Anforderungen des Handelsregisteramts 
standhalten konnte. Das Bundesverwaltungsgericht stütz-
te die Ansicht des Handelsregisteramts mit der Begrün-
dung, dass der Zweck (« den Destinatären eine stressfreie 
Zeit nebst dem täglichen Leben zu ermöglichen. Überdies 

soll die Stiftung die erforderliche Infrastruktur für eine ar-
beitsfreie Entspannungszeit zur Verfügung stellen, um vor 
Burnouts vorzubeugen ») der reinen Repräsentation und 
Erholung diene.59 Auch diese Familienstiftung würde als 
Unterhaltsstiftung « offensichtlich » gegen den zwingen-
den Art. 335 Abs. 1 ZGB verstossen.60

Sichtbar wird in diesen Fällen eine grundsätzliche, 
vom EHRA initiierte und vom Bundesverwaltungsgericht 
gestützte Fehlentwicklung, die geradezu als ein Feldzug 
gegen Familienstiftungen anmutet, vor allem gegen sol-
che, die bereits seit Jahrzehnten im Rechtsverkehr beste-
hen. Es war weder die Intention des Gesetzgebers, mit der 
Eintragungspflicht Familienstiftungen den Garaus zu ma-
chen, noch liegt es in der Kognitionsbefugnis des Handels-
registers, über Streitfragen betreffend die Auslegung von 
Art. 335 ZGB zu entscheiden. Zudem muss es durchaus in 
der Kompetenz der Stiftungen stehen, ihre Zwecke an eine 
(in den meisten Fällen nachträglich) geänderte Rechtspre-
chung anzupassen und mögliche teilnichtige Zwecke (die 
also ohnehin nicht zur gänzlichen Nichtigkeit der Stiftung 
führen) durch Statutenänderung geradezuziehen. Dass 
hierfür nun – und entgegen jahrzehntealter Praxis – zwin-
gend ein Gericht hätte zuständig sein sollen, widerspricht 
der Konzeption des Schweizer Stiftungsrechts und schafft 
eine immense Rechtsunsicherheit für die unzähligen Fa-
milienstiftungen, die in der Vergangenheit anders verfah-
ren sind.61 

Keine Steuerbefreiung für gemeinnützige 
Holdingstiftung 
In diesem französischen (und nun amtlich publizier-

ten Entscheid) BGE 147 II 287 ff. vom 10. Mai 2021 ging das 
Bundesgericht erstmals der Frage der Steuerbefreiung 
einer gemeinnützigen Holdingstiftung i.S.v. Art. 56 lit. g 
Satz 3 DBG nach. Die betroffene Stiftung hatte ihren kom-
merziellen Gastronomiebereich auf eine von ihr 100% be-
herrschte Tochtergesellschaft übertragen. Für das Bun-
desgericht war ausschlaggebend, dass die Stiftung den 
Grossteil ihres Vermögens in ihre einzige Tochtergesell-
schaft investiert hatte, von deren Schicksal sie nun abhän-
ge.62 Das Interesse an der Erhaltung des Unternehmens sei 
damit nicht mehr untergeordnet, weshalb die Vorausset-
zungen für eine Steuerbefreiung nicht vorliegen würden.63 
Das Bundesgericht legt damit überraschend ein anderes 
Verständnis des Kriteriums der « Unterordnung », nämlich 
im Sinne eines Gebots der « hinreichenden Diversifizie-
rung », zutage als die Praxis und das entsprechende Kreis-
schreiben64, die bisher von dem Gebot einer « ausreichen-
den Alimentierung » der Stiftung durch die gehaltene 

AKTUELLE RECHTSPRECHUNG
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Gesellschaft (neben dem Verzicht auf einen « beherrschen-
den Einfluss » auf diese) ausgingen.65

Einreichungszeitpunkt für ein  
Revisionsbefreiungsgesuch 
Im Urteil B-1546/2020 vom 28. Juni 2021 befasste sich 

das Bundesverwaltungsgericht erstmals mit der Frage, ob 
eine Stiftung ein Gesuch um Befreiung von der Revisions-
stellenpflicht schon einreichen kann, bevor sie über zwei 
revidierte Jahresabschlüsse (die Auskunft über die Bilanz-
summe i.S.v. Art. 1 Abs. 1 lit. a der Verordnung über die Re-
visionsstelle von Stiftungen [VO-RvS] geben) verfügt. Das 
Bundesverwaltungsgericht qualifizierte zunächst die (eine 
solche Prüfung ablehnenden) E-Mails der Stiftungsauf-
sichtsbehörde als Verfügungen: Obwohl diese formell 
mangelhaft seien (insb. keine Rechtsmittelbelehrung, kein 
Einverständnis zum elektronischen Versand etc.), würden 
sie den Inhalt beidseitig verbindlich anordnen.66 Nach ei-
ner sorgfältigen Auslegung kam das Bundesverwaltungs-
gericht anschliessend zum Ergebnis, dass ein Gesuch um 
Befreiung von der Revisionsstellenpflicht bereits im Zeit-
punkt der Stiftungserrichtung gestellt werden könne.67 In 
einem solchen Fall müsse die Stiftungsaufsichtsbehörde 
prüfen, ob eine Revision für eine zuverlässige Beurteilung 
der Vermögens- und Ertragslage erforderlich sei. Falls dies 
nicht zutreffe, könne « prospektiv » bzw. bei Vorliegen des 
ersten revidierten Jahresabschlusses « teils retrospektiv » 
die Bilanzsumme überprüft werden.68
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Die Reform des Stiftungsrechts – kaum ein Thema hat 
den Sektor in den letzten Jahren so auf Trab gehalten und 
auch so gespalten wie dieses. Braucht es überhaupt Refor-
men? Wenn ja, welche? Oder ist es nicht eher gefährlich, in 
ein Wespennest zu stechen, wo es doch im derzeitigen 
rechtlichen und politischen Umfeld fast unmöglich ist, die 
Ergebnisse von gesetzgeberischen Prozessen vorherzusa-
gen und Verschlimmbesserungen vorzubeugen? Am Ende 
ist man immer schlauer, oder: Die Geister, die man rief.

Die parlamentarische Initiative Luginbühl
Die parlamentarische Initiative Luginbühl (Pa.Iv.) 

« Schweizer Stiftungsstandort. Stärkung » (14.470) aus dem 
Jahr 2014 wurde im Sektor zwiespältig aufgenommen. 
War doch kurz zuvor die Motion Luginbühl zur « Steige-
rung der Attraktivität des Stiftungsstandortes Schweiz » 
(09.3344) aus dem Jahre 2009 mit Pauken und Trompeten 
gescheitert und auf Antrag des Bundesrats 69 im Jahre 2013 
relativ lapidar abgeschrieben worden. Zwar hat bereits der 
Abschreibungsbericht des Bundesrats damals gezeigt, wie 
wenig Verständnis und Wohlwollen dem Stiftungswesen 
entgegengebracht wird, dennoch wurde der Misserfolg 
der Motion vor allem auf die unglückliche Formulierung 
der Eingabe zurückgeführt.70 Der damalige Motionär liess 
sich jedoch nicht entmutigen und berief eine Experten-
kommission ein, die in einem nächsten Schritt eine parla-
mentarische Initiative vorbereiten sollte. In der Experten-
gruppe, der auch der Unterfertigte angehörte, wurden 
verschiedene Vorschläge zusammengestellt, die den Stif-
tungsstandort und das Stiftungsrecht verbessern würden. 
Aus dieser Zusammenstellung, die schon in der Experten-
gruppe naturgemäss einen Kompromiss bildete, wurden 
vom Initiator dann diejenigen Punkte ausgewählt, die im 
politischen Umfeld opportun erschienen – wie an anderer 
Stelle gesagt: 71 alles gut gemeint, aber eben keine systema-
tisch durchdachte Reform des Stiftungsrechts. Dabei hätte 
es, wenn man schon am Stiftungsrecht Hand anlegen 
möchte, durchaus Ansatzpunkte für eine nachhaltige Re-
form gegeben.72

Ohnehin hatte man lange gedacht, dass es der Re-
form am nötigen politischen Rückhalt fehlen würde, was 
sich nicht zuletzt durch ein relativ deutliches Hin und Her 

in den Räten zeigte. So war es durchaus überraschend, dass 
die Initiative schlussendlich doch angenommen wurde 
und die Rechtskommission des Ständerats am 28. Novem-
ber 2019 einen Gesetzesentwurf vorlegte, der alle acht 
Punkte der Pa.Iv. enthielt.73 Das weitere streitige Ringen in 
den Räten bis zur Annahme des endgültigen Entwurfs am 
17. Dezember 2021 soll an dieser Stelle nicht noch einmal 
nachgezeichnet werden.74 Vielmehr soll der Blick auf das 
Ergebnis gerichtet werden.

Was auf der Strecke blieb 
Relativ früh herausgefallen im Gesetzgebungsprozess 

waren die Einführung eines Gemeinnützigkeitsregisters 
für steuerbefreite Personen, die Haftungsmilderung für 
Organe sowie die geforderte Verbesserung der steuerli-
chen Situation bei Stiftungserrichtungen (Möglichkeit 
eines Verlustvortrags etc.). Nachvollziehbare Entschei-
dungen, weil die entsprechenden Punkte entweder zu 
kontrovers diskutiert wurden oder weil, wie etwa bei der 
Frage der Haftungserleichterung, die im Entwurf vorge-
schlagene Regelung nicht überzeugend erschien.75 Über-
raschend unstrittig waren indes diejenigen beiden Punkte, 
die zur Flexibilisierung des Stiftungswesens beitragen soll-
ten: die Erleichterung von unwesentlichen Statutenände-
rungen und die Erweiterung des Stifterrechts auf Organi-
sationsänderungen.

Die neue Flexibilisierung im Stiftungsrecht
Die erste Flexibilisierung betrifft die Erleichterung von 

unwesentlichen Statutenänderungen – nicht von allen Statu-
tenänderungen, wie bei den parlamentarischen Diskussio-
nen oder verschiedenen Pressemeldungen immer wieder 
fälschlicherweise verlautbart wurde.76 Diese Gesetzesän-
derung war überfällig und ist durchwegs zu begrüssen. Die 
im bisherigen Recht enthaltene Schwelle, dass eine Statu-
tenänderung, die an der Identität der Stiftung gar nichts 
ändert (weil sie eben unwesentlich ist), aus triftigen sachlichen 
Gründen geboten sein muss, ist zu hoch und wurde von den 
Aufsichtsbehörden zum Teil auch zu restriktiv gehandhabt. 
Nun reicht es, dass eine Änderung aus sachlichen Gründen als 
gerechtfertigt erscheint und (wie bisher) keine Rechte Dritter 
beeinträchtigt (Art. 86b nZGB). Wie alle Statutenänderun-
gen sind auch unwesentliche weiterhin bei der zuständigen 

Die Reform des Stiftungsrechts ist beschlossen –  
was ist gewonnen, was ist verloren, was bleibt?
Autorenbeitrag von Prof. Dr. Dominique Jakob

Nach sieben Jahren Diskussion hat das Parlament am 17. Dezember 2021 die Reform des 
Stiftungsrechts beschlossen. Leider ist nicht alles Gold, was glänzt. Der Beitrag analysiert die 
wichtigsten Ergebnisse und wirft einen Blick in die Zukunft.
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Behörde zu beantragen; klargestellt wurde, dass Änderun-
gen der Stiftungsurkunde nicht öffentlich beurkundet 
werden müssen (Art. 86c nZGB).

Das neue Stifterrecht – eine unterschätzte 
Pandorabüchse? 
Überraschend wenig hinterfragt wurde die Erweite-

rung des Stifterrechts gemäss Art. 86a ZGB, das bei seiner 
Einführung noch hochgradig umstritten war.77 Neu kann 
sich der Stifter nicht nur die Änderung des Stiftungs-
zwecks vorbehalten, sondern auch die Änderung der Orga-
nisation der Stiftung (Art. 86a nZGB). Er kann also alle zehn 
Jahre seine Organstruktur ändern, sein Wahlprozedere 
modifizieren und auch etwa die Vermögensbewirtschaf-
tungsvorgaben anpassen, bis hin zu einer Umstellung auf 
eine Verbrauchsstiftung. Dies führt durchaus zur Flexibili-
sierung der Stiftung aus Sicht des Stifters, schafft dem Stif-
ter aber eine deutlich erhöhte Stellung gegenüber dem 
Stiftungsrat. Sieht man es positiv, haben zukünftige Stifter 
auf diese Weise sehr konstruktive neue Möglichkeiten, zu 
Lebzeiten auf Veränderungen der Rahmenbedingungen 
zu reagieren und auf die ursprünglichen Vorgaben Ein-
fluss zu nehmen. Ein Beispiel ist der Familienbezug: Ist 
etwa eine neue Generation von stiftungsinteressierten 
Familienmitgliedern vorhanden, kann der Stifter nach-
träglich ein Familienorgan schaffen. Hat sich der Famili-
eneinfluss in der Stiftung hingegen nicht bewährt, kann 
der Stifter den Familienbezug auch abschaffen. Sieht man 
es negativ, kann der Stifter dieses Recht also auch als 
Druckmittel gegenüber den agierenden Personen verwen-
den. Es wird spannend zu beobachten sein, wie sich diese 
Regelung auswirken wird.

Äusserst umstritten waren zwischen den Räten hin-
gegen die zwei verbliebenen Punkte der Initiative: die Ein-
führung der Stiftungsaufsichtsbeschwerde und die Klar-
stellung, dass Stiftungsorgane entschädigt werden dürfen, 
ohne dass die Steuerbefreiung verloren geht.

Stiftungsaufsichtsbeschwerde – Trauerspiel  
im letzten Akt
Es ist immer wieder zu wiederholen, dass die Stif-

tungsaufsichtsbeschwerde bereits heute existiert und le-
diglich zum Schutz der Stiftungen und zur Vermeidung 
von Rechtsunsicherheiten in Bezug auf Antragsbefugnis 
und Verfahrensvoraussetzungen (die von den Gerichten 
in den letzten Jahren sehr uneinheitlich gehandhabt wur-
den) im Gesetz klargestellt werden sollte. Insbesondere 
sollte der Zugang zu diesem Rechtsmittel nach Gesichts-
punkten der Governance ausgestaltet werden und nicht, 
wie vom Bundesgericht stets formuliert, in der Möglich-
keit einer « zukünftigen Begünstigung » begründet liegen,78 
was diverse interessierte Stiftungsbeteiligte ausgeschlos-
sen hat. Um gleichzeitig eine Popularklage zu vermeiden, 
wurde vom Unterfertigten seit Jahren an einer entspre-
chenden Formulierung gearbeitet, als welche sich das « be-

rechtigte Kontrollinteresse » am sinnvollsten erwiesen 
hat 79 und so auch in den Vorentwurf eingegangen ist. Al-
lein: Es liegt in den Eigenarten des schweizerischen Gesetz-
gebungsprozesses, dass diese Formulierung in den Schluss-
wehen des Differenzbereinigungsverfahrens nochmals 
entscheidend verändert wurde, zunächst mit einer enume-
rativen Aufzählung ersetzt wurde und schliesslich in ei-
nem eher zufälligen Kompromiss endete. Nun sollen « Be-
günstigte oder Gläubiger der Stiftung, der Stifter, Zustifter 
und ehemalige und aktuelle Stiftungsratsmitglieder, wel-
che ein Interesse daran haben, dass die Verwaltung der 
Stiftung mit Gesetz und Stiftungsurkunde in Einklang 
steht », Beschwerde erheben können (Art. 84 Abs. 3 nZGB). 
Wo etwa die Nachkommen oder Erben geblieben sind, die 
nach dem Tod des Stifters einen wichtigen Beitrag zum 
Schutz der Stiftung leisten können, ist unklar. Diese For-
mulierung sowie die Voten in den Debatten zeigen, dass 
die Parlamentarier schlussendlich nicht wirklich verstan-
den haben, worauf die Klarstellung abzielen wollte, näm-
lich ein allgemeines Mittel der internen Governance zum 
Schutz der Stiftung und zur Kontrolle der Kontrolleure zu 
sichern, wenn ein berechtigtes Kontrollinteresse besteht. 
Und so wäre es richtig gewesen, einen breiten Kreis an Be-
schwerdeberechtigten zuzulassen, ihr Recht aber an ein 
« berechtigtes Kontrollinteresse » zu binden, das durch eine 
stiftungsrechtliche, sonstige berufliche oder auch persön-
liche Beziehung des Antragstellers zur Stiftung eine be-
sondere Legitimation bekommt und so die (weiterhin un-
erwünschte) Popularbeschwerde vermeidet.80 Nachdem 
die Parlamentarier aber diese über Jahre von Experten ent-
wickelte Terminologie auf der Suche nach einem Kompro-
miss in letzter Sekunde eigenmächtig und letztendlich 
willkürlich modifiziert haben, gibt es nun einen begrenz-
ten Personenkreis, der aber nur noch ein einfaches « Inter-
esse » haben muss. Ob dies eine Verbesserung gegenüber 
der auf reiner Rechtsprechung basierenden Ausgangslage 
darstellt, ist fraglich. Man muss nun hoffen, dass die Ge-
richte diese Formulierung richtig auslegen werden, und 
wir sind damit in der gleichen Situation wie zuvor. Zumin-
dest sollte deutlich geworden sein, dass es sich bei der Stif-
tungsaufsichtsbeschwerde um ein stiftungsrechtliches Rechts-
mittel sui generis handelt, das nicht – wie in den letzten 
Jahren von den Gerichten plötzlich vertreten wurde – an 
die Fristen und Prozessvoraussetzungen des Verwaltungs-
verfahrens gebunden ist.81

Honorierung von Stiftungsräten – Eintreten des 
Worst-Case-Szenarios
Noch schlimmer zu bewerten ist leider die Frage der 

Honorierung von Stiftungsräten. Diesbezüglich sollten 
Art. 23 Abs. 2 StHG sowie Art. 56 Abs. 2 DBG insofern geän-
dert werden, als eine angemessene Entschädigung der Lei-
tungsorgane einer Steuerbefreiung der juristischen Per-
son nicht entgegensteht. Ein weiteres Mal ist zu betonen, 
dass das Bedürfnis nach einer solchen Regelung ganz der 
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15. Dezember 2021 eine Initiative kommuniziert, den Stif-
tungsstandort Zürich zu stärken.86 Inwieweit sich vor die-
sem Hintergrund die restriktive Haltung des kantonalen 
Steueramts Zürich noch aufrechterhalten lässt, wird man 
sehen müssen. Ein allzu grosser Optimismus erscheint 
gleichwohl verfrüht.

Zum Zweiten hat sich gezeigt, dass auch die politi-
schen Entscheidungsträger einfach zu wenig Verständnis 
für die Details des Sektors und die entsprechenden Rege-
lungen aufbringen. Zwar ist zuzugestehen, dass Politiker 
zahllose Geschäfte gleichzeitig bewältigen müssen; aber 
wie viele Falschaussagen im Rahmen des Gesetzgebungs-
verfahrens gemacht worden sind, ist doch erstaunlich, und 
auch keine einzige Pressemitteilung über die Ergebnisse 
der parlamentarischen Debatten war auch nur ansatzweise 
fehlerfrei. Wenn die Stiftung von der Politik weiterhin un-
ter « ferner liefen » behandelt wird und gleichzeitig der Arg-
wohn ihr gegenüber bestehen bleibt, dann ist es nicht mehr 
weithin mit dem Stiftungsstandort Schweiz, der einst als 
ein « Stiftungsparadies » bezeichnet wurde.87

Was bleibt, ist das ungute Gefühl, dass einerseits das 
Pulver für weitere Reformen verschossen worden ist, 
ohne viel gewonnen zu haben, andererseits aber der Arg-
wohn der Entscheidungsträger nochmals gestiegen sein 
könnte. Als nachhaltige Reform lässt sich das neue Gesetz 
jedenfalls schwerlich bezeichnen. Die Kombination, dass 
Entschädigungen für Leitungsämter nun noch stärker ver-
pönt sind als vorher, gleichzeitig aber häufigere Aufsichts-
beschwerden drohen und die Macht der Stifter gestiegen 
ist, wird viele potenziell Interessierte von der Übernahme 
von Stiftungsratsämtern abhalten. Eine Stärkung des Stif-
tungsstandorts sieht anders aus.

herrschenden Meinung in Wissenschaft, Praxis und im 
Sektor entspricht.82

Hier ist zu bedauern, dass schon im Vernehmlas-
sungsverfahren die Karten nicht offen auf den Tisch gelegt 
wurden. Die Steuerbehörden der Kantone haben dort sug-
geriert, dass es in der Praxis heute schon sinnvolle Lösun-
gen gebe, was aber leider in Wahrheit nicht mit der Praxis 
der Steuerämter vieler Kantone übereinstimmt, wenn 
etwa im Kanton Zürich bei Neugründungen weiterhin 
strikt auf dem Grundsatz « Ehrenamtlichkeit = null Fran-
ken » beharrt wird, während existierende Stiftungen zum 
Teil hohe Beträge ausschütten. Diese Stellungnahmen ha-
ben die Parlamentarier jedoch für bare Münze genommen 
und eine entsprechende Regelung mehrheitlich, wenn-
gleich knapp, nicht für notwendig gehalten. Zudem stand 
die Befürchtung eines Missbrauchs im Raum, verkennend, 
dass die Regelung einer angemessenen Entschädigung zu-
sammen mit der ohnehin in Kraft tretenden Pflicht zur Of-
fenlegung der Vergütungen der Leitungsorgane 83 Miss-
brauch und Ungleichheit gerade verhindern sollte. Hier 
scheinen die vereinigten Stimmen der Praxis, der Wissen-
schaft und des Sektors nicht weit genug gekommen zu sein 
und gegenüber den Stimmen der Steuerämter und einzel-
ner Bedenkenträger den Kürzeren gezogen zu haben. Dies 
ist nicht nur schade, sondern geradezu das Worst-Case-
Szenario. Nicht nur ist dieser wichtige Schritt zur Moderni-
sierung des Sektors und damit die Stärkung des Stiftungs-
standorts Schweiz verpasst worden. Die Ablehnung der 
gesetzlichen Regelung zur Möglichkeit der Honorierung 
der Stiftungsräte ist ein verheerendes Zeichen im Hinblick 
auf die Wertschätzung gegenüber dem Gemeinnützigkeits-
sektor, seine angestrebte Professionalisierung und den an-
stehenden Generationenwechsel in Stiftungsräten. Die 
Ungleichbehandlung und Rechtsunsicherheit durch die 
unterschiedlichen kantonalen Praxen bleiben nicht nur 
bestehen, die restriktiven Behörden werden sich nun 
auch noch auf das ablehnende Votum der Parlamentarier 
berufen können. Dass das Votum sehr knapp war und vie-
le Parlamentarier von falschen Vorstellungen ausgegan-
gen zu sein scheinen, wird hierbei im Zweifel niemanden 
mehr interessieren. Die Situation der Stiftungen ist somit 
verschlechtert worden. Die Geister, die man rief.

Ein durchwachsenes Resümee
Insgesamt sind zwei unerfreuliche Dinge zu konsta-

tieren: Zum einen scheint ein erheblicher Argwohn gegen-
über dem Stiftungssektor zu bestehen, der sich vor allem 
auf Ebene des Ständerats bemerkbar macht.84 Stiftungen 
werden mit Missbrauch und Steuervorteilen in Verbindung 
gebracht, ohne dass ihr Nutzen für das Gemeinwesen aner-
kannt wird. Ferner wird weiter ignoriert, dass gemeinnüt-
zige Stiftungen erwiesenermassen ein gutes Geschäft für 
den Staat, die Steuern und das Gemeinwesen darstellen.85 
Überraschend, aber vor diesem Hintergrund äusserst er-
freulich, hat der Regierungsrat des Kantons Zürich am 
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Praxis
Verlässliche empirische Daten liegen derzeit nicht vor. 

Es ist aber anzunehmen, dass in der Praxis eine Mehrheit der 
gemeinnützigen Stiftungen ihren Stiftungsräten Entschädi-
gungen ausrichten. Darauf verweisen zwei nicht mehr ganz 
junge empirische Studien. Nach einer Untersuchung des 
Verbandsmanagementinstituts (VMI) der Universität Fri-
bourg von 2008 mit 281 gemeinnützigen Stiftungen haben 
rund 60% von ihnen ihren Stiftungsratsmitgliedern Ent-
schädigungen ausgerichtet.

Stiftungsrecht
Die Frage der Entschädigung des Stiftungsrats ist im 

Stiftungsrecht (Art. 80 ff. ZGB) nicht geregelt. Das Stif-
tungsrecht verlangt keine Ehrenamtlichkeit, und es kennt 
auch keinen « Grundsatz der Ehrenamtlichkeit ».

Auch in Bezug auf die Stiftungsratsentschädigung  
ist der Wille des Stifters zentral. Es liegt an ihm, eine ent-
sprechende Regelung in der Stiftungsurkunde vorzuse-
hen. Wenn er keine Regelung getroffen hat, liegt es am 
Stiftungsrat, darüber zu entscheiden, ob eine Entschädi-
gung ausgerichtet werden soll.

Steuerrecht
Im Steuerrecht stellt sich die Frage der Entschädigung 

von Stiftungsratsmitgliedern vor allem im Zusammenhang 
mit der Steuerbefreiung der Stiftung. Art. 56 lit. g des Bun-
desgesetzes über die direkte Bundessteuer (DBG) und Art. 23 
Abs. 1 lit. f des Steuerharmonisierungsgesetzes (StHG) ver-
langen für die Erteilung der Steuerbefreiung der Stiftung 
Gemeinnützigkeit, was impliziert, dass steuerbefreite Per-
sonen keine eigenen Interessen verfolgen dürfen. Weder 
das DBG noch das StHG, und auch kein einziges kantonales 
Steuergesetz, enthalten eine Voraussetzung, dass Stif-
tungsratsmitglieder ehrenamtlich zu arbeiten hätten. 

Dessen ungeachtet machen mehrere kantonale Steu-
erbehörden für die Steuerbefreiung der Stiftung die Ehren-
amtlichkeit der Stiftungsratsmitglieder zur Bedingung. 

Das Kreisschreiben Nr. 12 der Eidg. Steuerverwaltung 
(ESTV) vom 8. Juli 1994 schreibt keine Ehrenamtlichkeit der 
Stiftungsratsmitglieder vor. Es verlangt für die Gemeinnüt-
zigkeit, dass « für den im Allgemeininteresse liegenden 

Zweck von Körperschaftsmitgliedern oder Dritten – unter 
Hintansetzung der eigenen Interessen – Opfer erbracht 
werden ». Wer setzt nun aber bei Stiftungen (die keine « Kör-
perschaftsmitglieder » kennen) seine eigenen Interessen 
hintan und « erbringt Opfer »? Es ist dies ein Dritter, näm-
lich der Stifter, indem er sich von eigenem Vermögen 
trennt, mit dem dann der gemeinnützige Zweck verfolgt 
werden kann. Dasselbe gilt für jene weiteren Dritten, die 
nach Errichtung der Stiftung Zuwendungen machen. Es 
gibt im Kreisschreiben zu Recht keinen Hinweis darauf, 
dass darüber hinaus auch noch die Stiftungsorgane « Opfer 
erbringen » müssten. Die elementare Verwechslung der 
steuerbefreiten Institution mit den Mitgliedern ihrer Or-
gane sollte endlich ein Ende finden. 

Zur Frage der Entschädigung von Stiftungsratsmit-
gliedern nahmen auch die Praxishinweise der Schweizeri-
schen Steuerkonferenz (SSK) vom 18. Januar 2008 zuhan-
den der Kantonalen Steuerverwaltungen Stellung. Im 
Wesentlichen führte die SSK in ihren unverbindlichen Hin-
weisen aus, für die « ordentliche Tätigkeit dürfe keine Ent-
schädigung bezahlt werden, hingegen für eine qualitativ 
oder quantitativ darüberhinausgehende Tätigkeit ».

Bundesgericht
Das Bundesgericht hat sich noch nie einlässlich mit 

der Frage der Entschädigung der Stiftungsratsmitglieder 
befasst. In einem Urteil von 2015 hat es ausgeführt, die Lei-
tungsorgane müssten grundsätzlich ehrenamtlich tätig 
sein, freilich nur in einem obiter dictum (BGer, 10.12.2015, 
2C_484/2015, E. 5.5.1.). Dies erfolgte ungeachtet der Kritik 
in der Lehre und ohne dass sich das Bundesgericht mit ihr 
befasst hätte.

Bundesrat
Als Antwort auf eine Interpellation von Ständerat 

Luc Recordon (12.4063) führte der Bundesrat am 13. Feb-
ruar 2013 unter anderem aus: « Gemäss geltendem Recht 
können die Aufsichtsbehörden eine angemessene Vergü-
tung der Mitglieder des Stiftungsrats weder verbieten 
noch vorschreiben. Je nach den Umständen ist eine ver-
gütete Professionalität einem ehrenamtlichen Laientum 
vorzuziehen. »

Entschädigung des Stiftungsrats 
Gastbeitrag von Dr. Dr. Thomas Sprecher

Seit Jahr und Tag ist die Entschädigung von Stiftungsratsmitgliedern bei gemeinnützigen 
Stiftungen ein verunsicherndes Thema. Dabei wird insbesondere zwischen zivil- und steuer-
rechtlichen Aspekten unterschieden. Während zivilrechtlich eine gesetzliche Pflicht zur 
Offenlegung von Stiftungsratsentschädigungen gegenüber der Stiftungsaufsicht festgelegt 
wurde, erlitt das Vorhaben Schiffbruch, die Vereinbarkeit der Ausrichtung solcher Ent- 
schädigungen mit der Steuerbefreiung der Stiftung explizit festzulegen.
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Lehre
In der neueren Lehre wird unisono gefordert, dass im 

Zusammenhang mit der Erteilung der Steuerbefreiung 
von Stiftungen von dem Erfordernis der Ehrenamtlichkeit 
abzurücken sei. 

Swiss Foundation Code 2021
Auch der Swiss Foundation Code 2021 spricht sich in 

Empfehlung 7 für die Entschädigung von Stiftungsrats-
mitgliedern aus. 

Parlamentarische Initiative Luginbühl
Mit der Parlamentarischen Initiative Luginbühl, am  

9. Dezember 2014 eingereicht, wurde versucht, den Schwei-
zer Stiftungsstandort zu stärken. Diese Initiative enthielt 
auch einen steuerlichen Revisionsvorschlag zur Entschädi-
gung des Stiftungsrats. Weil die Steuerbehörden in ihrer 
Praxis ohne gesetzliche Grundlage die Entschädigungslo-
sigkeit der Stiftungsratsmitglieder verlangen, wollte die 
Initiative in Art. 56 Abs. 2 DBG und Art. 23 Abs. 2 StHG fol-
gende Ergänzung einfügen: « Der Steuerbefreiung juristi-
scher Personen nach Absatz 1 Buchstaben g und h steht eine 
angemessene Entschädigung ihrer Organe nicht entgegen. »

In der Vernehmlassung hiessen acht Kantone, fünf 
Parteien, zwanzig Organisationen und eine Privatperson 
die Vorlage (mit Ergänzungsvorschlägen und Vorbehalten) 
gut. 18 Kantone und vier Organisationen lehnten die Ge-
setzesrevision ab. In Gegensatz zu den meisten kantona-
len Finanzdirektoren stellten sich sowohl die Konferenz 
der kantonalen BVG- und Stiftungsaufsichtsbehörden wie 
die politischen Parteien hinter die Vorlage. Sämtliche poli-
tischen Parteien, die an der Vernehmlassung teilnahmen 
(sie erreichten an den Nationalratswahlen zusammen einen 
Wähleranteil von über 90%), und mithin sämtliche Bundes-
ratsparteien, unterstützten die Änderungsvorschläge – und 
einzelne Finanzdirektoren behaupteten dennoch selbstzu-
frieden, ihre eigene Praxis habe sich bewährt! Auch die 
Wissenschaft unterstützte die Reform uneingeschränkt: 
das CEPS der Universität Basel, das Centre de Philanthro-
pie der Universität Genf und das Stiftungszentrum der 
Universität Zürich. 

Die sachlich und politisch nicht recht durchdachte  
Initiative nahm, wie Ständerat Beat Rieder es ausdrückte, 
einen « harzigen Verlauf ». Sie stiess auf wenig Begeisterung 
und sollte schon 2016 abgeschrieben werden. Von acht vor-
geschlagenen Revisionspunkten blieben noch zwei, dann 
noch einer, und selbst dieser ist nicht befriedigend legife-
riert worden. Dabei war der Vorschlag zur Entschädigung 
der Stiftungsratsmitglieder der « Casus Belli dieser Vorlage » 
(Nationalrat Christoph Eymann). Zuletzt wurde auch dieser 
Vorschlag versenkt. Aus der parlamentarischen Diskussion 
ergab sich lediglich: Im Gesetz steht nicht, dass steuerbe-
freite Stiftungen ihre Stiftungsratsmitglieder nicht ent-
schädigen dürfen. Und es obliegt den Kantonen, die Frage 
der Entschädigung angemessen zu regeln. 

Offenlegungspflicht: Swiss GAAP FER 21
Swiss GAAP FER 21/24 fordert von Stiftungen, die ihre 

Rechnungslegung nach diesem Standard gestalten, die Of-
fenlegung der Entschädigungen des Stiftungsrats sowie 
der Kaderlöhne. Im Anhang offenzulegen sind (i) der Ge-
samtbetrag aller Entschädigungen, die an Mitglieder des 
Stiftungsrats ausgerichtet worden sind; (ii) der Gesamtbe-
trag aller Entschädigungen, die an Personen ausgerichtet 
worden sind, die mit der Geschäftsleitung betraut sind. 

Offenlegungspflicht: Art. 84b ZGB
Mit der vom Parlament am 19.6.2020 genehmigten 

Aktienrechtsreform wurde auch ein neuer Art. 84b ZGB 
zur Offenlegung von Vergütungen eingeführt. Er hat fol-
genden Wortlaut: « Das oberste Stiftungsorgan muss der Auf-
sichtsbehörde jährlich den Gesamtbetrag der ihm und der allfäl-
ligen Geschäftsleitung direkt oder indirekt ausgerichteten 
Vergütungen im Sinne von Artikel 734a Absatz 2 des Obligationen-
rechts gesondert bekannt geben. »

Art. 84b ZGB wird per 1. Januar 2023 in Kraft gesetzt 
werden. Die Stiftungsaufsicht konnte und kann allerdings 
schon zuvor die fraglichen Informationen (im Anhang der 
Jahresrechnung) verlangen. 

Betroffen sind von Art. 84b ZGB die Mitglieder des 
Stiftungsrats und gegebenenfalls der Geschäftsleitung. 
Nicht betroffen von der Offenlegung sind erstens frühere 
Mitglieder des Stiftungsrats und gegebenenfalls der Ge-
schäftsleitung und zweitens Mitglieder anderer Stiftungs-
gremien, z.B. von Beiräten. 

Es handelt sich nicht um eine Vergütungstransparenz 
gegenüber der Öffentlichkeit, sondern gegenüber der Auf-
sichtsbehörde. Die Stiftungsaufsichten werden eine viel 
bessere Übersicht über die bezahlten Entschädigungen als 
bisher erhalten. Es ist zu wünschen, dass sie diese Infor-
mationen in geeigneter Form der Öffentlichkeit zur Verfü-
gung stellen. Es ist sodann anzunehmen, dass sich mit den 
Jahren eine Praxis der Angemessenheit herausbildet. Es 
wird wohl eine Gruppenbildung geben.

Dr. Dr. Thomas Sprecher ist Rechtsan-
walt und Partner bei der Anwaltskanzlei 
Niederer Kraft Frey in Zürich. Er berät 
nationale und internationale Stiftungen, 
Verbände und Privatpersonen. Er ist 
Mitglied des Legal Council von Swiss-
Foundations und Mitautor des Swiss 
Foundation Code.

II. Rechtliche Entwicklungen
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The report looks into how philanthropy in Europe is 
regulated from a comparative perspective,; what legal re-
quirements exist to establish a foundation,; whether foun-
dations  can pursue only public-benefit or private purposes 
as well, what governance requirements are set out;, what 
forms of tax incentives exist to encourage philanthropic 
organisations and giving and how this differs across the 
continent; and what impact anti-money laundering and 
anti-terrorism legislation has on the European philanthro-
py sector, among other topics.

The study shows that despite trends towards more in-
tegration, old and new barriers to cross-border philanthrop-
ic and foundation action exist and a European single mar-
ket for philanthropy and the public good is not yet a reality. 
While many governments have introduced tax incentives 
to stimulate philanthropic activity, the concept of an ena-
bling environment goes beyond tax incentives and  
includes the freedom to set up a public-benefit organisa-
tion, as well as the freedom of foundations and donors to  
operate without undue restrictions, either domestically 
or across borders.

Helmut Anheier, Senior Professor of Sociology at 
Hertie School, and author of numerous books on philan-
thropy, argues in the Foreword of the publication: « More 
and more foundations work across national borders, and in par-
ticular their potential in the many hundreds of EU cross-border 
regions seems immense. In this context, there is an urgent need for 
a common European framework, especially in terms of cross-bor-
der tax treatment and programme activities. »

Key findings include the following:
    •	 Laws are failing to keep up with the constant evo-

lution of philanthropy’s toolbox of actions. For in-
stance, foundations are wanting to do impact invest-
ing, offering not only grants but also loans to social 
businesses, and do more mission-related invest-
ments. The legal frameworks, however, are not keep-
ing pace.

    •	 Some countries have become more flexible when it 
comes to requirements for foundations’ capital. 
Ensuring that organisations have a reliable source of 
income to pursue a public-benefit purpose seems to 
have become more important than a fixed amount of 
starting capital.

    •	 Self-regulation, codes of conduct and quality labels 
are being discussed as effective approaches towards 
internal and external governance alongside state su-
pervision. In general, authorities have no discretion 
in the setting up process of foundations, but discre-
tion may exist in the interpretation of certain legal 
terms.

    •	 Overregulation seems to be an issue as public-bene-
fit foundations are being lumped together with other 
entities in intensifying international EU and national 
regulation efforts such as policies developed to fight 
money laundering and terrorism financing as well as 
tax evasion. This has led to foundations being subject 
to increased reporting and due diligence require-
ments.

    •	 Barriers remain for cross-border philanthropy. 
While it is easy for goods and services to move freely 
across Europe, it remains a challenge for philanthrop-
ic organisations to move their seat and for individual 
and corporate donors to give across borders.

We see that more reporting requirements and strong-
er due diligence policies for foundations and philanthropy 
have been introduced over the past 20 years. Public-benefit 
foundations are bound to use their assets to pursue pub-
lic-benefit purposes. There are clear control mechanisms 
in place to ensure a « safety valve » against abuse including 
reporting and auditing requirements, governance require-
ments and state and financial supervision. Foundations 
are subject to new international, EU and national policies 
developed to fight money laundering and terrorism fi-
nancing, as well as tax evasion. In some cases, we see over-
regulation happening in the name of the security agenda. 
This is illustrated by a recent study by the European Union 

Comparative study on foundation laws  
underscores the need for a single market for  
philanthropy and public good 
Gastbeitrag von Hanna Surmatz

Philea has launched a new edition of a comprehensive overview of the legal and fiscal regulation 
of foundations and philanthropy in Europe. The 2021 « Comparative Highlights of Foundation 
Laws » provides a broad, comparative overview of the diverse legal and fiscal environments of 
foundations across 40 countries and identifies relevant trends and developments.
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Hanna Surmatz is an Enabling  
Environment Manager at the European 
Foundation Centre AISBL (EFC) in 
Brussels. As of 2019, she is co-directing 
Philanthropy Advocacy , a joint initiative 
of EFC and DAFNE – Donors and 
Foundations Networks in Europe. Since 
2017 she’s been a representative of  
the philanthropic sector in the Financial 
Action Task Force (FATF), Private Sector 
Consultative Forum (PSCF). In 2019,  
she joined the OECD Tax Business 
Advisory Group. 

 

Fundamental Rights Agency (FRA) 88, which collected evi-
dence that the application of rules on combating money 
laundering and terrorist financing reportedly continues to 
disproportionately affect the civil society sector.

The good news is that it appears that governments 
generally want to encourage philanthropy. They grant tax 
concessions for philanthropic foundations and provide 
tax incentives for individual and corporate donors.  We 
have seen a number of governments introducing new in-
centives to stimulate more philanthropic action in the con-
text of the Covid-19 pandemic.

But in the context of operating internationally, laws 
are still not yet up to speed when it comes to cross-border 
philanthropy and public-benefit foundations. Within the 
Single Market, companies may move a seat across borders 
or engage in cross-border mergers, but foundations and 
philanthropic organisations still may not. Within certain 
frameworks, for a public-benefit foundation to operate le-
gally in another country requires setting up a branch or reg-
istration in that country. Foreign funding restrictions are 
discussed in Europe, despite being in conflict with EU law.

Tax-effective cross-border philanthropy does not yet 
work. Despite ground-breaking decisions of the European 
Court of Justice, which have introduced the non-discrimi-
nation principle, laws remain complex, and, in some cases, 
even discriminatory. Perhaps it is time for a common ap-
proach for countries to assess when foreign-based public- 
benefit organisations are comparable to domestic ones.

Should this article trigger your interest for more in-
depth reading, please visit the Philea website to download 
the full publication 89.

We hope that the 2021 « Comparative Highlights of 
Foundation Laws » serve as a key reference point for prac-
titioners, philanthropic organisations, academics as well 
as law- and policymakers who are interested in or impact-
ed by the regulation of philanthropy in Europe.

https://www.efc.be/
https://www.efc.be/
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III. Gute Gründe für Stiftungen

« Schweizer Stiftungen leisten durch das projekt- 
bezogene Zuweisen von Mitteln für Personen, die diese  

in der Regel selbst nicht aufbringen können, einen  
freiwilligen altruistischen Beitrag für die Solidarisierung 

der Gesellschaft, ohne hierarchische Staatsstruktur,  
Gegenleistung oder besondere Vorteile für die  

Handelnden. »

Renata Trajkova,  
Rechtsanwältin, Assistentin am Lehrstuhl von Prof. Jakob, Mitarbeiterin am Zentrum für Stiftungsrecht  

an der Universität Zürich und Doktoratsstipendiatin zum Thema Stiftungsaufsicht.

« Nur Stiftungen 
können unab-

hängig von  
politischen und 
wirtschaftlichen 

Zwängen zum  
Gemeinwohl 

beitragen.  
Und das zeit- 

lich unbegrenzt. 
Wenn das kein 

guter Grund 
ist. »

Simon Sommer,  
Co-CEO,  
Jacobs Foundation

« Eine gemeinnützige 
Stiftung ist meiner  
Meinung nach die  

‹Königsklasse› des zivil-
gesellschaftlichen Enga-
gements, denn sie ist auf  
die Ewigkeit ausgerichtet 

und muss ihren Zweck  
im Sinne der Statuten 
verfolgen. Gerade bei  

der Lösung der grossen 
gesellschaftlichen  

Herausforderungen 
braucht es diesen nach-
haltigen, langen Atem,  
um unsere Welt lebens-

wert zu belassen. »

Ruth Williams,  
M.Sc., Generalsekretärin,  

Verband für gemeinnütziges Stiften

« Für eine erfolgreiche, prosperierende und nachhaltige 
Gesellschaft sind neben dem Staat und der Wirtschaft 

die gemeinnützigen Stiftungen und NPO  
von entscheidender Bedeutung. Dies sollten Staat,  
Politik und Wirtschaft wieder vermehrt anerkennen  

und konsequenter fördern. »

François Geinoz,  
Präsident von proFonds,  

Dachverband  
gemeinnütziger Stiftungen  

der Schweiz

« Stiftungen sind  
prinzipiell auf ein dauer-

haftes Bestehen  
angelegt. Ihr Vermögen  
hat keinen Eigentümer  
und kann dem privaten 

Zugriff auf immer  
entzogen werden.  

Das unterscheidet sie  
von allen anderen  

Rechtsgefässen und  
Eigentumsformen und 
prädestiniert sie insbe-
sondere für nachhaltige,  
soziale, nichtspekulative 

gesellschaftliche  
Anliegen. »

« Stiftungen  
sind verstetig-

tes privates 
Kapital,  

das für gesell-
schaftliche 

Entwicklungen  
zur Verfügung 

steht:  
unabhängig, 

zuverlässig und 
nachhaltig. » Dr. Ulrich Kriese,  

Geschäftsleitungsmitglied der  
Stiftung Edith Maryon, Basel

Beate Eckhardt,  
Philanthropieberaterin,  

Stiftungs- und  
Verwaltungsrätin
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« Eine Stiftung kann nicht alles –  
es gibt aber viele wichtige  

Dinge in unserer Zivilgesellschaft, 
die nur die Stiftung kann: etwa  

einen gemeinnützigen Zweck auf 
Dauer, frei von persönlichen,  
politischen und finanziellen  

Interessen zugunsten der Allge-
meinheit zu perpetuieren. Wenn  

es die Stiftung nicht gäbe, müsste 
man sie erfinden! »

« Aufgrund ihrer politischen  
Unabhängigkeit und als zentraler 
Bestandteil der Zivilgesellschaft 

haben gemeinnützige Stiftungen  
die Möglichkeit, innovative  

Lösungen und neue Formen der 
Zusammenarbeit voranzutreiben 

und eine Vorreiterrolle  
einzunehmen. Dies ist aktuell bei 
Themen wie dem Klimawandel,  

der Migration und der Diversity be-
sonders gefragt. »

Prof. Dr. Dominique Jakob,  
Ordinarius, Leiter des Zentrums für Stiftungsrecht an der Universität 

Zürich
Dagmar Bühler-Nigsch, 

 Geschäftsführerin VLGST – Vereinigung liechtensteinischer  
gemeinnütziger Stiftungen und Trusts e.V.

« Bien que le modèle de fondation donatrice 
reste prédominant, la diversité de formes  

possibles (entre autres, abritante, à capital 
consommable, opérationnelle ou  

actionnaire) et des projets soutenus reflètent  
le caractère pluriel de notre société et de  

ses besoins en constante évolution. Comme 
cela a été bien montré lors de la pandémie,  

les fondations ont la capacité de réagir  
rapidement, en complément à l’action  

publique, et d’être des outils d’innovation  
sociétale. »

« Unternehmerische  
Freiheit geht aus unserer 

Sicht auch mit  
Verantwortung für das 

Gemeinwohl einher.  
Unsere Stiftungen,  

die Asuera Stiftung und 
die Avina Stiftung,  

nehmen diese Verantwor-
tung wahr und setzen 

Schwerpunkte bei innova-
tiven und unternehmeri-

schen Lösungen. »

Mara de Monte,  
Executive Director, Geneva Centre for Philanthropy Lisa Meyerhans Sarasin,  

Stiftungsrätin Avina Stiftung & Asuera Stiftung

« ‹Nonprofit› bedeutet noch lange nicht, dass zivilgesellschaftliches 
Engagement zwingendermassen gratis sein sollte. Aber allfällige 

Entschädigungen an ehrenamtliche MandatsträgerInnen haben in 
jedem Fall nachvollziehbar und transparent zu sein. »

Prof. Dr. Daniel Zöbeli,  
Leiter des Instituts für Management und Innovation (IMI) der Fernfachhochschule Schweiz (FFHS)
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III. Gute Gründe für Stiftungen

« Stiften bedeutet, sich für unsere Gesellschaft zu  
engagieren, Initiative zu zeigen und aktiv die Heraus- 

forderungen der Zukunft anzupacken. Neben dem  
eigenen Impuls setzt ein Stifter auch  

gleich ein Zeichen für andere, es ihm gleichzutun. »

« Die aktuelle Klimakrise,  
die zunehmende  

Polarisierung in unserer 
demokratischen  

Gesellschaft und die zu-
nehmende soziale  

Ungleichheit macht  
Stiftungshandeln so  

dringend wie nie zuvor. 
Durch ihre finanzielle  

Unabhängigkeit und die 
Fähigkeit, langfristig  

Verantwortung zu über-
nehmen, spielen  

Stiftungen eine entschei-
dende Rolle bei den  

anstehenden Transforma-
tionsprozessen hin zu  

einer widerstandsfähigen 
Gesellschaft. »

Dr. Roman Baumann Lorant,  
Lehrbeauftragter für Stiftungs- und Vereinsrecht an der Universität Basel

Max von Abendroth,  
Chief Strategy Officer, Philea

« Eine Stiftung 
erlaubt  

unabhängig, 
kompromisslos 

und auf  
neuen Wegen 
gesellschaft- 

liche Probleme 
anzugehen. » 

Dr. Lukas von Orelli,  
Präsident SwissFoundations und 

Direktor der Velux Stiftung

« Créer une fondation ou un fonds abrité,  
c’est pour les donateurs pouvoir mettre en 

œuvre concrètement leurs engagements  
philanthropiques au travers d’un but en  

faveur de la société et d’un monde meilleur. 
Les fondations ont la capacité d’innover,  

de collaborer et de créer des effets  
de levier pour faire face aux défis d’une  

société en constante évolution. »

Sabrina Grassi,  
Director General, Swiss Philanthropy Foundation

« Stiften lohnt sich, weil privates Vermögen bewegt und 
wirkt. Stiftungen können als Risikokapitalgeberinnen 

einer Gesellschaft Innovationen ermöglichen und helfen, 
Lücken sowie Chancen bestmöglich zu nutzen. »  Dr. Pascale Vonmont,  

CEO/Direktorin Gebert Rüf 
Stiftung

« In Stiftungen wird die Energie vieler Men-
schen gebündelt zur Verbesserung eines vom 

Stifter gewählten Stückchens Leben.  
Mit dem verantwortungsvollen Einsatz ihres 

doppelten Vermögens, Geld und Wissen, kön-
nen sie immer wieder Wunder wirken. »

Dr. Dr. Thomas Sprecher,  
Stiftungsrat und Rechtsanwalt
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IV.
SPECIAL:  

NEUE  
FÖRDERANSÄTZE

Das Stiftungsmodell hat viele Vorzüge und Freiheiten, welche es  
zum Wohl der Gesellschaft nutzen kann. Dennoch erntet die  
traditionelle Philanthropie vielerorts Kritik. Darum werden Stimmen 
aus dem Sektor lauter, die einen Sinneswandel fordern.

Alternativen wie Unrestricted Funding oder Social Entrepreneurship 
sollen veraltete Denkweisen ersetzen und neue und dynamischere 
Möglichkeiten in der Partnerarbeit aufzeigen. Mittels partizipativer 
und kollaborativer Förderformen kann so systemischer Wandel vor-
angetrieben werden, der unter anderem für den Klimaschutz  
essenziell ist. Gleichzeitig werden nebst diesen Trends auch neue 
philanthropische Modelle entwickelt, die weitere Optionen zu  
der Gründung einer Stiftung bilden sollen.
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Die wahrscheinlich meistzitierte Aussage des vergangenen 
Jahres in der Schweizer Stiftungsszene war wohl diejenige 
von André Hoffmann, dass die traditionelle Philanthropie 
versagt habe. Gleichzeitig etablieren sich viele neue Trends 
wie unternehmerische Fördermodelle, partizipative und 
kollaborative Förderformen, man spricht von « Next Gen 
Funding ». Zuwendungen sind out. Heute investiert man. 
Die Stiftung als Auslaufmodell? Ein anachronistisches, ar-
chaisches Dinosaurierkonstrukt aus vergangenen Zeiten, 
das durch partizipativ-kollaborative Investitionsformen 
fortgespült wird?

Ich wage eine Gegenhypothese: Stiftungen wird es 
noch sehr lange geben. Allerdings nur, wenn sie das tun, 
was sie am besten können. Und dazu braucht es mehr Kon-
sequenz bei den Stiftungen selbst. Denn die Stiftung hat 
Eigenschaften, die sonst keine Form der Philanthropie 
kennt und die zeitlos sind. Entscheidend ist, dass sie rich-
tig ausgespielt und genutzt werden. Tun sie das, werden 
sie der Gesellschaft noch lange dienen, auch wenn viele 
aktuelle Themen schon wieder Schnee von gestern sind. 
Diese Eigenschaften sind nicht neu: 

    1. 	 Stiftungen « verewigen » eine Mission
Vermögen wird dadurch für lange Zeit an einen ge-

sellschaftlichen Zweck gebunden. Stiftungen haben da-
durch einen sehr langen Atem. Sie können verbindlicher 
sein als Spenden und geduldiger als Investitionen. Sie kön-
nen daher eine langfristige, verlässliche Partnerin sein, 
Entwicklungen auslösen, aber auch begleiten, wenn Spen-
den und Investitionen aufgrund aktueller Ereignisse und 
neuer medialer Themen schon wieder weiterziehen. Ihre 
Mission endet nicht, wenn ihre Stifterinnen oder Stifter 
aufhören. Sie dienen einer Sache, wenn es sein soll, über 
Generationen hinweg.

    2. 	 Stiftungen gehören niemandem
Es gibt keine Eigentümerschaft oder Mitglieder, auf 

deren Zustimmung geschielt werden muss, um nicht den 
Job zu verlieren. Das hat zur Folge, dass höhere Risiken und 
längerfristige Verbindlichkeiten eingegangen werden 
können als durch andere Institutionen, die jährlich Aus-
gaben, Gewinne und Erfolge rechtfertigen müssen.

    3. 	 Stiftungen brauchen keinen Ruf
Sie können sich um die Dinge kümmern, die nieman-

den interessieren, die kein Prestige, keinen Umsatz, kein 
Imagegewinn und keine Wählerstimmen generieren. Ja, 
sie können sogar heisse Eisen anpacken, die man besser 
nicht antastet, wenn einem der eigene Ruf wichtig ist.

 
Warum sollen nun gerade diese nicht wirklich disruptiven 
und schon gar nicht neuen Eigenschaften helfen, die Stif-
tungsform trotz « Next Gen Funding » vom Aussterben zu 
bewahren? 

Weil es kein besseres Gefäss als Stiftungen gibt, um 
die Probleme unserer Zeit zu lösen. 

Kommen wir auf das Zitat von André Hofmann zurück. 
Er stellte fest, dass bei der Gründung des WWF der Schutz 
der Nashörner in Sambia ein Anliegen war. Und es ist es 
heute, 60 Jahre später, immer noch. Das Problem ist nicht 
gelöst. Offenbar haben bisherige – möglicherweise die von 
ihm kritisierten « traditionellen » – Ansätze zu wenig funk-
tioniert. 

Es braucht neue Ideen. Hier kommt nun die vielge-
rühmte Risikofähigkeit der Stiftungen ins Spiel. Im Sinne 
eines « gesellschaftlichen Labors » können sie neue Lösun-
gen entwickeln, erproben und notfalls damit scheitern und 
neu beginnen. Ihre langfristige Perspektive und das Privi-
leg, sich für Scheitern nicht rechtfertigen zu müssen, prä-
destinieren sie gerade dazu, eben nicht « traditionell » zu 
agieren, sondern konsequent auf neue Lösungen zu setzen.

Es ist aber kein Geheimnis, dass Stiftungen das viel zu 
wenig tun. Auch sie wollen darüber berichten, wie viel Gu-
tes sie getan und nicht, wie sie ihr Geld für gescheiterte 
Lösungsversuche ausgegeben haben. De facto scheuen sie 
das Risiko genauso wie alle anderen. Damit geben sie den 
wichtigsten Trumpf aus der Hand. 

Die Risikofähigkeit der Stiftungen – oder ihre Pro-
blemlösungsfähigkeit – fängt nämlich schon viel früher 
an: dort, wo es um die Analyse des Problems geht. Nie-
mand kann so schonungslos Fragen stellen oder Themen 

Die Stiftung ist tot – lang lebe die Stiftung!
Autorenbeitrag von Dr. Lukas von Orelli

IV. Special: Neue Förderansätze
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    •	 Frühzeitig Themen erkennen, bevor es jemand merkt
    •	 Proaktiv handeln, weil wir niemanden fragen müssen
    •	 Gezielt handeln, wo niemand sonst hinzielt, weil es 

zu experimentell, zu gewagt oder schlicht zu wenig 
social-media-relevant ist
Dazu gehört auch, neue Wege zu gehen, indem man 

das eigene Engagement über Kollaborationen oder den Ka-
pitaleinsatz skaliert und Betroffene der angestrebten Wir-
kung mehr einbezieht. Aber wenn die Haltung dahinter 
dieselbe bleibt, der Mut fehlt, tatsächlich etwas zu riskieren, 
bleibt all dies letztlich nur alter Wein in neuen Schläuchen.

ansprechen wie Stiftungen. Denn wiederum gilt: Wer 
Geld verdienen, befördert werden oder Wähler gewinnen 
will, wird unbequeme Fragen eher zurückhaltend stellen. 
Stiftungen müssen all dies nicht. Sie können hartnäckig 
nach Antworten suchen. Sie können Ursachen auf den 
Grund gehen und sie an der Wurzel packen, wenn andere 
nur oberflächliche Symptombekämpfung betreiben, um 
Beachtung, Anerkennung und öffentlichen Applaus zu er-
halten. Die meines Erachtens mindestens so wesentliche 
Risikofähigkeit einer Stiftung besteht darum neben der fi-
nanziellen darin, auf gesellschaftliche Meriten verzichten 
oder gar anecken zu können.

Um die Probleme unserer Zeit anzugehen, braucht es 
auch neue Förderformen, aber viel mehr eine neue Konse-
quenz in der Stiftungsführung: eine klare und stringente 
Ausrichtung daran, die Probleme wirklich lösen zu wollen, 
und zwar unter konsequentem Einsatz dessen, was Stif-
tungen am besten können:

IV. Special: Neue Förderansätze
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Bei mir fiel der Groschen im Gespräch mit der Ge-
schäftsführerin eines Vereins, den die Arcanum Stiftung 
seit langem unterstützt: « Ganz ehrlich, lieber Karsten », 
sagte diese mir vor einiger Zeit, « mir ist es lieber, die Stif-
tung gibt uns 50,000 Franken frei als 100,000 Franken mit 
Projektbindung. » Die Bemerkung hat mir damals sehr zu 
denken gegeben: Ist es für die Empfänger unserer Förde-
rungen wirklich so attraktiv, ungebundene Mittel zu erhal-
ten, dass sie dafür auf Geld verzichten? Das würde ja im 
Gegenzug bedeuten, dass wir die Wirkung der Stiftungs-
mittel auf einen Schlag verdoppeln können, nur indem wir 
die Zweckbindung aufheben.

Die Antwort ist: Ja. Wenn Stiftungen Mittel sprechen, 
ohne vorzuschreiben, wofür und für welches Projekt sie 
verwendet werden müssen, gibt das den Partnern einen 
grossen Schub. Stiftungen müssen aber, bevor sie unge-
bundene Mittel vergeben, einiges an Vorarbeit leisten, 
denn die sogenannte « trust-based philanthropy » hat mit 
blindem Vertrauen nichts zu tun. 

Verlassen wir für einen Moment die Welt der Stiftun-
gen und schauen auf die Finanzierung von Wirtschaftsun-
ternehmen. Dort wäre es doch unvorstellbar, dass einzelne 
Investoren festlegen, dass mit ihren Mitteln nur ganz be-
stimmte Produkte hergestellt werden sollen oder dass ihre 
Investition auf keinen Fall für das Marketing eingesetzt 
werden darf.90 Diese Vorstellung ist merkwürdig – und 
doch das tägliche Geschäft aller gemeinnützigen Organisa-
tionen, die ihre Aktivitäten durch Zuwendungen von priva-
ten oder öffentlichen Gebern finanzieren. Fast ausnahms-
los werden diese Förderungen projektgebunden vergeben, 
mit der Folge, dass die geförderte Organisation die Gelder 
nur für vorab genau definierte Aktivitäten verwenden darf. 
Oftmals kommen noch weitere Auflagen dazu: nur für Ak-
tivitäten in Stadt A oder Kanton B, nur für bestimmte Per-
sonenkreise (« nur Kinder »), nur für bestimmte Ausgaben-
arten (« keine Personalkosten ») etc. 

Gebundene Förderungen schaffen  
unnötigen Aufwand 
Für die Projektträger bedeutet es einen unglaublichen 

bürokratischen Aufwand, sicherzustellen, dass die Aufla-
gen der verschiedenen Geber erfüllt werden. Dass für jede 
einzelne Förderung ein eigener individueller Bericht zu er-
stellen ist, kostet die Zivilgesellschaft ausserdem jährlich 
viele tausend Stunden Arbeitszeit. Darüber hinaus hemmt 

diese Finanzierungsstruktur die Innovationsfähigkeit des 
Sektors: Anders als Unternehmen haben gemeinnützige 
Vereine eben typischerweise keine freien Mittel, die sie 
auf eigenes Risiko in ein innovatives Produkt/Projekt in-
vestieren könnten. Tatsächlich sind Vereine und operativ 
tätige Stiftungen mitunter kaum in der Lage, die Gehälter 
ihrer Leitungs- und Verwaltungseinheiten zu finanzieren, 
da man diese nur sehr begrenzt auf die Projekte umlegen 
kann.91 

Vor diesem Hintergrund ist es offensichtlich, warum 
Vertreterinnen und Vertreter von Vereinen allergrösstes 
Interesse daran haben, ungebundene Förderungen, also 
« unresticted funding », zu erhalten. Ich möchte hier gerne 
die Gelegenheit nutzen, um auf die weniger offensichtli-
che Frage einzugehen, welche Auswirkungen das eigent-
lich auf uns Förderstiftungen hat. 

« Unrestricted funding » erfordert ein Umdenken 
Zuerst einmal stellt « unrestricted funding » die ge-

wohnten Abläufe auf den Kopf. Denn das gesamte System 
der privaten und öffentlichen Förderung ist auf die Grund-
einheit « Projekt » abgestellt, und zwar sowohl auf der Seite 
der Geber wie auch auf der Seite der Gesuchsteller, die aus 
Erfahrung nach Projektmitteln fragen, obwohl sie viel lie-
ber freie Mittel hätten. Dementsprechend verwundert es 
nicht, dass mehr als 95% aller Stiftungsförderungen in der 
Schweiz in Form von projektgebundenen Zuwendungen 
gegeben werden.92 

Wenn man als Stiftung aus diesem System ausscheren 
will, bedeutet dies in erster Linie ein Umdenken: Denn ver-
trauensbasierte Förderung ist nicht eine Frage der Förder-
prozesse und -instrumente, sondern vor allem eine Hal-
tung, die wertschätzend ist und sich der Machtverhältnisse 
im Sektor bewusst ist.93 Ungebundene Förderungen setzen 
viel Vertrauen in die geförderte Organisation voraus, denn 
schliesslich überlassen wir als Stiftung unserem Förder-
partner die Entscheidung darüber, wofür die Mittel konkret 
verwendet werden. Das bedeutet auch, dass wir als Stiftung 
nicht mehr für uns in Anspruch nehmen, besser als alle Ex-
pertinnen und Experten vor Ort zu wissen, wo unsere Mit-
tel Sinn ergeben. 

Die Arcanum Stiftung geht seit letztem Jahr sukzessive 
dazu über, ihre Förderungen als ungebundene Mittel zu 
vergeben. Für die Stiftung ist die Umstellung eine Lerner-
fahrung, bei der wir Grenzen austesten. Mir persönlich 

«Unrestricted Funding» – Hype, Trend oder Chance?
Gastbeitrag von Dr. Karsten Timmer

In den letzten Jahren stellten sich immer mehr Stiftungen die Frage, ob projektgebundene 
Vergabungen noch zeitgemäss sind. Die Coronakrise hat jetzt nachdrücklich gezeigt,  
wie wichtig Flexibilität für die geförderten Organisationen ist.

IV. Special: Neue Förderansätze
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    •	 Beim Thema Wirkungsmessung sind wir noch auf 
der Suche nach den passenden Instrumenten. Mein 
Unbehagen mit dem gängigen Modell, das dem Input 
der Stiftung den Output und Impact des Projekts ge-
genüberstellt, wird allerdings täglich grösser. Diese 
lineare Erfolgsmessung ist aus meiner Sicht recht ein-
dimensional, sodass sie der gesellschaftlichen Kom-
plexität nicht immer gerecht wird. Hinweise auf flexi-
blere Tools sind uns herzlich willkommen. 

Die Umstellung auf ungebundene, vertrauensbasierte 
Förderungen ist ein Prozess – für jede einzelne Stiftung 
und für den Sektor insgesamt. Ein guter Startpunkt be-
steht aus meiner Erfahrung darin, dass sich jede Stiftung 
bei jeder Förderung kurz fragen sollte, wie viel Kontrolle 
und Auflagen sie dem jeweiligen Förderpartner zumuten 
muss und wie viel Freiheit sie lassen kann.94 

Alles in allem würde ich mir wünschen, dass Stiftun-
gen sich von dem Dogma verabschieden, immer Innova-
tionen fördern zu wollen. Viel nachhaltiger wäre es doch, 
innovativ zu fördern, zum Beispiel durch mehr Vertrauen, 
durch langfristige Zusagen und durch Beratung und Un-
terstützung. Damit erzeugen wir einen Mehrwert, der uns 
deutlich von anderen Gebern abhebt und die Wirkung un-
serer doch vergleichsweise kleinen Förderbudgets verviel-
facht. 

Dr. Karsten Timmer berät Stifterinnen 
und Stifter sowie Stiftungen bei der 
Ausgestaltung von Förderprogrammen 
und ist in dieser Funktion Geschäftsfüh-
rer der Arcanum Stiftung in Fribourg.  
In Deutschland leitet er den Arbeitskreis 
Förderstiftungen im Bundesverband  
der Stiftungen. 

geht etwa das grossartige Vorbild der amerikanischen Mä-
zenin MacKenzee Scott zu weit, die in den letzten Jahren 
über 8,7 Mrd. Dollar ohne jede Auflage an Hunderte von 
NGOs in den USA vergeben hat. Die Arcanum Stiftung ih-
rerseits vereinbart zum Beispiel weiterhin Projektbindun-
gen, wenn wir Förderungen an besonders grosse Organisa-
tionen vergeben. Unser Förderschwerpunkt auf den 
Kanton Freiburg zwingt uns zudem, entsprechende Vorga-
ben zu machen, wenn wir mit überregional tätigen Part-
nern zusammenarbeiten. 

In dem Masse, wie die Arcanum Stiftung daran geht, 
ihre Förderungen auf « unresticted » umzustellen, ergeben 
sich auch in der praktischen Arbeit viele Veränderungen: 
    •	 Da wir verstärkt nicht mehr Projekte, sondern Organi-

sationen unterstützen, verändert sich der Blick bei der 
Auswahl und Prüfung: Statt auf das Klein-Klein eines 
Projekts richtet sich unser Interesse jetzt auf die Stra-
tegie unserer Förderpartner, auf ihre Fähigkeiten und 
auf ihre Leitungspersonen. 

    •	 Ungebunden heisst nicht unverbindlich: Wir verein-
baren mit unseren Förderpartnern konkrete Ziele, 
die sich die Organisation für die nächsten Jahre vor-
nimmt. Das ist für viele Vereine eine neue Übung, 
die der Stiftung sehr exklusive Einblicke in die Orga-
nisation erlaubt. 

    •	 Beim Projektcontrolling hat das alte « command and 
control »-Prinzip ausgedient, bei dem man einmal ver-
einbarte Budgets, Aktivitätenpläne und Meilensteine 
mit der Realität abgleicht und die Zielerreichung kon-
trolliert. Soziale Probleme zu lösen ist komplex, und 
kaum ein Vorhaben entwickelt sich wie geplant. Wir 
investieren die Zeit daher lieber in einen engen Aus-
tausch mit unseren Partnern und lernen gemeinsam, 
wie man die gesteckten Ziele am besten erreicht. 

    •	 Auch bei den Berichten müssen wir umlernen, da 
das alte Gefäss der Projektberichte nicht mehr passt. 
Stattdessen nutzen wir, soweit es geht, Unterlagen, 
die die Organisation ohnehin erstellt, also zum Bei-
spiel den Jahresbericht und die Jahresrechnung. Gerne 
vereinbaren wir auch Gespräche anstelle von schrift-
lichen Zwischenberichten. Allenfalls zu den Zielver-
einbarungen verlangen wir Berichte und setzen so 
auf beiden Seiten Zeit frei, um uns auf die wesentli-
chen Punkte zu konzentrieren.

IV. Special: Neue Förderansätze
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jüngeren Datums ist die Chan Zuckerberg Initiative 100. In 
Antwort auf den Appell von Warren Buffet und Bill Gates – 
The Giving Pledge – haben einige Milliardäre zugesagt, noch 
zu Lebzeiten die Hälfte ihres Vermögens für gemeinnützige 
Anliegen zu spenden. Im Alter von gerade mal dreissig Jah-
ren stellte das Paar Chan-Zuckerberg 2015 mit 46 Milliar-
den Dollar einen Grossteil seines Vermögens für die Chan 
Zuckerberg Initiative zur Verfügung. Dabei richteten die 
beiden keine Stiftung ein, sondern eine Limited Liability 
Company (LLC) 101, eine Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung (GmbH).

Die Beweggründe der Chan-Zuckerbergs gaben viel 
zu reden. Aus der Nähe betrachtet sind sie jedenfalls nicht 
steuerlicher Natur. Steuertechnisch gesehen wäre es näm-
lich für sie sehr viel vorteilhafter gewesen, eine gemein-
nützige Stiftung zu gründen, der sie ihr Vermögen über 
eine abzugsfähige Schenkung hätten zuwenden können. 
Diesem Steuervorteil wurde ein « philanthropisches » Kon-
strukt vorgezogen, das über die Flexibilität einer Gesell-
schaft 102 verfügt, mithin unbeschränkt investieren, als 
philanthropischer Business Angel (venture-philanthrope) 
auftreten und umfassend privatwirtschaftlich agieren 
kann. Ausserdem wollte man sich politisch betätigen kön-
nen, was steuerbefreiten Einrichtungen in den USA nicht 
erlaubt ist.103

Aus den USA sind weitere ähnliche Initiativen bekannt. 
Man denke an das Omidyar Network von eBay-Gründer 
Pierre Omidyar 104, an das Emerson Collective von Laurene 
Powell Jobs oder an die Breakthrough Energy Coalition, die 
2015 von Bill Gates ins Leben gerufen wurde.105

Die Beweggründe, die amerikanische Philanthropen 
zu diesem Schritt veranlassen, spiegeln wohl auch eine ge-
samtgesellschaftliche Entwicklung wider. Wie der Journa-
list Matt Yglesias schreibt, wurden die Stiftungen des ver-
gangenen Jahrhunderts von Unternehmern gegründet, die 
in ihrem philanthropischen Werk weiterleben wollten 
(Ford, Carnegie, Rockefeller).106 Heute wollen die Philan-
thropen zu Lebzeiten wirken. Verstärkt wird das Phäno-
men durch zwei Faktoren: Ungeheure Vermögen entste-
hen in Rekordzeit, während sich gleichzeitig ökologische 
und gesellschaftliche Probleme drängender denn je stellen. 

Ethischere Gesellschaften
Zunehmend setzt sich der Trend hin zu Unternehmen 

durch, die sich enger an ESG-Kriterien (ökologisch, sozial, 
good governance) orientieren.95 Dies ist die Folge eines 
wachsenden, allgemeinen Problembewusstseins in der 
Gesamtgesellschaft96 und bei den Aktionären, durch das 
Druck auf die Führung von Unternehmen entstanden ist.

Heute entwickeln sich erfreulicherweise fast alle Ge-
sellschaften in diese Richtung. Ein starkes Zeichen für 
diese Entwicklung sind die jüngsten Anlageleitlinien (In-
vestment Stewardship) des weltweit grössten Vermögens-
verwalters BlackRock, der diese Elemente ausdrücklich 
betont.97 Es handelt sich also nicht mehr um die Marotte 
einiger weniger ethischer Unternehmer, vielmehr wird der 
Trend zur Norm.

Einige gehen noch weiter und wollen ein Unterneh-
men nicht nur ethisch führen, sondern unternehmerisches 
Handeln und Gemeinwohl in einem Gebilde zusammen-
führen. Das Ergebnis heisst soziales Unternehmertum  
(Social Entrepreneurship) und bezeichnet eine hybride 
Struktur, in angelsächsischen Ländern auch als benefit cor-
poration 98 bekannt.

Dabei handelt es sich nicht mehr um Philanthropie 
im ursprünglichen Sinne, sondern um die Verbindung pri-
vatwirtschaftlichen Handelns mit den Werten der Philan-
thropie. Insofern spielen diese neuen Gesellschaftsformen 
eine wichtige Rolle für die moderne Philanthropie.99

Vielen Unternehmern geht es dabei auch darum, mit 
den Vorbildern des letzten Jahrhunderts zu brechen, die ein 
Maximum an Unternehmensgewinn anstrebten, der im 
Erfolgsfall als philanthropisches Engagement an die Ge-
samtgesellschaft zurückgegeben wurde. Das neue Modell 
verfolgt von Anfang an beide Ziele: Gewinn erwirtschaften 
und Positives bewirken.

Ist es vorstellbar, die hybride Form zu überwinden und 
eine Stiftung ganz durch ein Unternehmen zu ersetzen? 
Mit anderen Worten, könnte auch ein Unternehmen rein 
philanthropisch tätig werden? Und, wenn ja, worin könn-
te der Vorteil liegen?

Das philanthropische Unternehmen 
Wie so oft dienen auch hier die Vereinigten Staaten als 

eine Art Versuchslabor. Ein besonders bekanntes Beispiel 

Philanthropie jenseits der Stiftung
Gastbeitrag von Vincent Pfammatter 

Philanthropie kann viele Formen annehmen, darunter diejenige der einfachen Schenkung 
durch eine Privatperson. Ist sie komplexer und erfordert eine Rechtsform, dann nimmt die 
Philanthropie in der Regel die Form einer Stiftung an, manchmal auch diejenige eines  
Vereins oder eines Trusts. Ist es aber möglich, philanthropische Ziele auch mit anderen Struk-
turen zu verfolgen? Zum Beispiel mit einer Handelsgesellschaft?
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Die Übertragung des Modells auf die Schweiz 
Dieses Modell der « philanthropischen Gesellschaft » 

ist auf die Schweiz übertragbar. So ist die Gründung einer 
Aktiengesellschaft für andere als wirtschaftliche (sprich: 
für gemeinnützige) Zwecke in Art. 620 Abs. 3 des Schwei-
zerischen Obligationenrechts ausdrücklich vorgesehen.107

Allerdings wird diese Möglichkeit im Schweizer Recht 
bisher nur sehr selten genutzt.108 Dabei hat das Modell eini-
ges zu bieten. Es kann Investoren zur Finanzierung von Un-
ternehmen und Einzelzielen mobilisieren. Dank innovati-
ver Finanzierungsformen eröffnet es neue Horizonte. Und 
gegenüber einer Stiftung ist eine Gesellschaft flexibler: Sie 
kann ihre Statuten ändern, weil sie nicht an die Unabänder-
lichkeit eines Stiftungszwecks gebunden ist, sie kann ihr 
Kapital aufstocken, ihre Strukturen verändern und muss 
keiner Aufsichtsbehörde Rechenschaft ablegen. Auch kann 
sie sich eher auf neues, ungewohntes Terrain wagen, das 
einer Stiftung nicht ohne Weiteres offensteht, die sich ja im 
oft eng gesteckten Rahmen ihres steuerbefreiten Status zu 
bewegen hat.109

Der grosse Nachteil bleibt natürlich die Schwierigkeit 
oder gar Unmöglichkeit, eine Steuerbefreiung zu erhalten. 
Nicht, dass das Steuerrecht diese verbieten würde, doch 
die Behörden zeigen sich extrem zurückhaltend, wenn es 
um eine Steuerbefreiung von Kapitalgesellschaften geht. 
Wenn eine Gesellschaft nicht steuerfrei wirtschaftet, kann 
sie also auch keine Schenkungen entgegennehmen, es sei 
denn, sie entrichtet die sehr hohen Schenkungssteuern. 
Hier stösst das Modell also an seine Grenzen.

Fazit
Das Entstehen neuer philanthropischer Modelle stellt 

Sinn und Zweck der Stiftungen keineswegs infrage.
Vielmehr bietet die Stiftung unbestreitbare Vorteile. 

So erlaubt es das Fehlen eines Aktienkapitals der Stiftung, 
ganz ohne Aktionärsdruck tätig zu werden. Diese Freiheit 
schafft Raum für philanthropisches Tun, das nie gewinn-
bringend und damit für Investoren auch nie attraktiv sein 
wird. Dazu kommt, dass gewinnorientiertes Handeln bei 
steuerbefreiten Stiftungen zwar ein heikles Thema bleibt, 
dass sich die Steuerbehörden hier aber auch weiterentwi-
ckeln und eine gewisse Flexibilität an den Tag legen.

So sind denn die neuen Modelle, seien es hybride For-
men, soziale Unternehmen oder gar philanthropische Ge-
sellschaften, eher eine weitere Option als eine Alternative 
zur klassischen Stiftung.

Die Verbindungen zwischen sozialem Unternehmertum 
und Philanthropie werden derzeit am Centre en Philan-
thropie der Universität Genf erforscht, das in Zusam-
menarbeit mit der Schwab Foundation for Social Entre-
preneurship in Genf einen internationalen Kongress 
zum Thema ausrichtet (8. –  9. Juni 2022). Bei dieser Gele-
genheit soll eine wissenschaftliche Publikation mit ei-
ner Analyse der Situation in zahlreichen Ländern veröf-
fentlicht werden.

Vincent Pfammatter ist Partner der 
Kanzlei sigma legal in Genf und  
Lausanne, Spezialist für Stiftungs- und 
Gesellschaftsrecht, Academic  
Fellow des Centre en Philanthropie der 
Universität Genf und Mitglied des 
Vorstands von proFonds. 
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zukommt. Es ist unsere Pflicht, dazu beizutragen, die Exis-
tenz und Gesundheit des Planeten für künftige Generatio-
nen zu bewahren. Diese Verantwortung ist Herz und Kern 
unserer Werte und unseres Auftrags.

Dabei wissen wir, dass wir das nicht alleine schaffen. 
Wie jeder grosse Alpinist zum Erklimmen des Gipfels seine 
Partner, seine Seilschaft, sein Team braucht, werden auch 
wir den Kampf um das Klima nur gemeinsam gewinnen. 
Zusammenarbeiten heisst, Wissen auszutauschen und 
voneinander zu lernen. In vertrauensvoller Partnerschaft 
agieren heisst, sich gegenseitig herauszufordern und zu un-
terstützen. Und strategisch und systemisch denken heisst, 
das Handeln auf eine höhere Stufe zu heben und – gemein-
sam – schneller wirksam werden zu lassen. Wir wissen, 
dass Zusammenarbeit ein blühendes Netz aus Ideen und 
Innovation entstehen lässt und der Lösung von Problemen 
Schub und Vielfalt verschafft.

Die Schweiz als Exzellenzzentrum für  
saubere Energie – eine Vision
Der hohe CO₂-Fussabdruck der Schweiz ist unter ande-

rem durch die Menge importierter Waren und die dadurch 
entstehenden riesigen Müllberge zu erklären, die verbrannt 
werden müssen. Dazu kommt, dass zwar das öffentliche 
Verkehrssystem der Schweiz weltweit gerühmt wird, dass 
aber der Berufsverkehr weiterhin sehr vom Auto abhängt 
und hierzulande fast die Hälfte aller klimaschädlichen 
Emissionen produziert. Wenn man den hohen Verbrauch 
an Heizöl und die schlechte Wärmedämmung der Wohnun-
gen dazurechnet, kommt schnell eine hohe klimaschädli-
che Wirkung zustande.

« Not macht erfinderisch », heisst es. Und tatsächlich 
hat die Klimakrise Industrie und Gewerbe in der Schweiz 
dazu veranlasst, in Technologien zu investieren, welche 
die Umweltbelastung verringern, die Luft verbessern und 
Wohlstand sichern werden. So gibt es heute schon zu-
kunftsträchtige Initiativen, im Inland wie im Ausland, die 
als Vorbild dienen und die Richtung vorgeben. Beispiels-
weise das Schweizer Unternehmen ClimeWorks und seine 
Technik der « Direct Air Capture », mit der CO₂ aus der 
Umgebungsluft gefiltert und unterirdisch eingekapselt 
wird. Auf diese Weise wird überschüssiges CO₂ entsorgt 
und das Klima entlastet. Der Wirtschaftsverband Swissc-
leantech hat sich eine Revolution der sauberen Energien 
vorgenommen mit dem Ziel, die Schweiz innert dreissig 
Jahren klimaneutral zu machen. Der Verband vereint po-
litische, wirtschaftliche und philanthropische Kreise in 

Unsere Winter werden wärmer, die Skisaison wird kürzer 
und die grossen Alpengletscher, Sinnbild der Schweizer 
Identität, schmelzen. Man kann jeden beliebigen Schwei-
zer Bauern oder Winzer fragen, ob er die Veränderungen 
wahrnimmt, die Antwort ist klar: Es ist nicht mehr wie frü-
her, die Jahreszeiten sind launisch, die Regenfälle stür-
misch und sintflutartig, die Ernten verfrüht oder verdor-
ben, der Vogelgesang verstummt.

Es sind dies nicht die ersten Sätze eines dystopischen 
Romans, sondern die Wirklichkeit in einer vom menschli-
chen Handeln beschädigten Welt. Zwei Jahrhunderte lang 
hat die Menschheit ihren Fortschritt darauf gebaut, dass 
sie Kohle verbrannt, Tropenwälder gerodet, Plastik in die 
Meere gekippt und Insekten mit Chemie ausgerottet hat. 
Inzwischen haben wir erstmals eine Vielzahl ökologischer 
Grenzen dieser Erde überschritten.

Da stehen wir heute. Wir stellen fest, dass wir die le-
benswichtigen Systeme, auf die wir für unser Überleben 
angewiesen sind, zerstören, und dass wir uns den Weg aus 
diesen Krisen erst noch bahnen müssen. Wir stellen fest, 
dass sich das verbleibende Zeitfenster rasend schnell 
schliesst: Die Wissenschaft sagt es klipp und klar: Wir müs-
sen unseren Ausstoss an Treibhausgasen bis zum Ende die-
ses Jahrzehnts halbieren, bis dahin bleiben gerade noch 
acht Jahre. 

Wir können das unmöglich Erscheinende  
zusammen möglich machen
Wir halten es deshalb für unsere Pflicht und Verant-

wortung, unseren Planeten für zukünftige Generationen 
zu schützen und zu bewahren. Die Aufgabe ist gewaltig, 
das ist uns bewusst, denn wir erleben einen Klimanot-
stand, unsere natürlichen Existenzgrundlagen sind be-
droht, soziale Gräben zerreissen unsere Gesellschaften. 
Wir meinen aber auch, dass es nicht zu spät ist, um den 
Stift in die Hand zu nehmen und den Ausgang dieser Er-
zählung umzuschreiben. Das Ziel erscheint schier uner-
reichbar, doch das hat sich sicher auch Jacques Balmat, der 
Erstbesteiger des Mont Blanc, auf seinem Weg zum Gipfel 
gedacht. Nach gelungener Expedition erklärte er: « Ich 
habe ein Ziel erreicht, das vor mir noch niemand erreicht 
hatte. »

Wir bei der Oak Foundation sind überzeugt, dass wir 
mit dem richtigen politischen, unternehmerischen und 
industriellen Willen und Handeln den Schaden, den wir 
unserer Erde zufügen, verhindern und beheben können. 
Und dass der Philanthropie dabei eine entscheidende Rolle 

Warum wir Klimainitiativen in der  
Schweiz finanzieren
Gastbeitrag von Nathan Argent
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Wir freuen uns auf neue Kooperationen mit anderen 
philanthropischen Akteuren und darauf, den Wandel an-
zustossen, den wir brauchen, um unser Verhältnis zur 
Natur vom Kopf auf die Füsse zu stellen und um unseren 
Kindern eine saubere, gesunde Zukunft zu sichern. Mehr 
über die Oak Foundation erfahren Sie auf unserer Website 
www.oakfnd.org. Gerne können Sie Nathan Argent auch 
per E-Mail kontaktieren unter Nathan.Argent@oakfnd.ch.

Nathan Argent ist Leiter des Unterpro-
gramms Klima der Oak Foundation in 
Genf. Zusätzlich verantwortet er für die 
Oak Foundation die Klima- und  
Energieportfolios für Nordamerika, Euro-
pa und Südostasien und die Beziehun-
gen zu Climate Works und den European 
Climate Foundations.

dem Bestreben, das Potenzial der Schweiz auszuschöpfen 
und das Land zu einem Exzellenzzentrum für saubere Ener-
gie und zum Weltführer im Kampf gegen den Klimawan-
del aufzubauen.

Auf internationaler Ebene ist die Philanthropie sogar 
eine Art Bindemittel für den Kampf gegen den Klimawan-
del, kann sie doch Chancen für eine Wende zugunsten des 
blauen Planeten schnell und entschlossen nutzen. So hat 
sich unsere Community bei der letzten UNO-Klimakonfe-
renz in Glasgow sehr dafür eingesetzt, die von den USA 
und der Europäische Union angestrebte deutliche Verrin-
gerung des Methanausstosses zu unterstützen. Zügig sam-
melten die Geldgeber mehr als 300 Millionen US-Dollar 
ein, um die nötige Unterstützung für dieses Unterfangen 
zu finden, das es erlauben wird, Zeit zu gewinnen, wäh-
rend gleichzeitig der Kampf gegen die CO₂-Emissionen 
weitergeht. Ein Erfolg, der dem Vertrauen und der guten 
Vernetzung innerhalb der philanthropischen Community 
zu verdanken ist. 

Wir bei Oak sind überzeugt, dass ein systemischer 
Wandel uns zur Zusammenarbeit geradezu zwingt. Deshalb 
sind wir aktiv an grenzüberschreitenden Kooperationen für 
eine nachhaltigere Zukunft beteiligt, so an der Europäi-
schen Klimastiftung, die sich europaweit für die Leadership 
des Kontinents in Klimafragen engagiert. Auch unterstüt-
zen wir die in den Vereinigten Staaten angesiedelte Climate 
Leadership Initiative, die die neuen Philanthropen auf der 
Suche nach Wegen unterstützt, klimafreundliche Lösun-
gen zu fördern.

Wir sind uns bewusst, dass die Herausforderungen 
komplex und miteinander untrennbar verknüpft sind. Kli-
mawandel, Verlust an Biodiversität, nachhaltige Lebens-
mittellieferketten – all diese Problemfelder müssen syste-
misch angegangen werden, und das ist nur möglich, indem 
wir an gemeinsamen Problemen gemeinsam arbeiten. Das 
heisst unter Einbindung der Philanthropie, der Zivilgesell-
schaft, der Wirtschaft und der Politik. Die Massnahmen, 
die wir heute treffen, können der Erde ihre Gesundheit für 
die Zukunft zurückgeben.

http://www.oakfnd.org/
mailto:Nathan.Argent@oakfnd.ch
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Die Akteure des Stiftungssektors müssen sich stetig weiterentwi-
ckeln, um wirkungsvolle Stiftungsarbeit zu gewährleisten. Vor allem 
kleine Stiftungen müssen ihre eigenen Strukturen gelegentlich  
überdenken, da sie mit vielen internen Einschränkungen konfrontiert 
sind. Zur Bewältigung solcher Herausforderungen sind sie auf  
massgeschneiderte Handlungsempfehlungen angewiesen. Auch die 
Eidgenössische Stiftungsaufsicht ESA gestaltet ihre Arbeit neu.  
Mittels des Digitalisierungsprojekts eESA wickelt sie ihre gesetzlichen 
Aufsichtsarbeiten neuerdings primär elektronisch ab und gewinnt 
somit an Effizienz. 

Zur erfolgreichen Gestaltung der Stiftungsarbeit braucht es aber 
auch Rahmenbedingungen, die diese nicht behindern, sondern  
fördern. Dies hat auch der Kanton Zürich erkannt und eine Studie zur 
Stärkung seines Stiftungsstandorts durchgeführt. Auf europäischer 
Ebene sorgt Philea, hervorgegangen aus der Fusion der beiden  
Stiftungsverbände DAFNE und EFC, für eine vereinte, gestärkte 
Stimme. Gemeinsam möchte man Kräfte bündeln, um auf EU-Ebene 
die idealen Voraussetzungen für eine grenzübergreifende  
Philanthropie zu schaffen. 
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sicht – IT-gestützt – systematisiert werden, und die Ab-
wicklung formaler Geschäfte sowie Aufsichtsmassnahmen 
sollen weitestmöglich elektronisch erfolgen.

Vom Projekt eESA wird somit langfristig eine Effizi-
enzsteigerung für die ESA und damit eine Leistungsver-
besserung zugunsten der Stiftungen erwartet. Insbeson-
dere soll die jährliche Berichterstattung medienbruchfrei 
elektronisch erfolgen können. Mittels (halb)automatisier-
ter Triage sollen die Stiftungen später auf der Grundlage 
strukturierter Informationen und gestützt auf eine ganz-
heitliche Risikobeurteilung in unterschiedliche Bearbei-
tungsstufen eingeteilt und damit effizienter und zielge-
richteter bearbeitet werden. 

Der erste grosse Schritt ist mit der Inbetriebnahme 
von eESA im Frühling 2022 geschafft. In den nächsten  
12 bis 18 Monaten werden schrittweise Verbesserungen 
und Updates folgen. Einige sind schon geplant, andere 
werden sich aus den Erfahrungen und Rückmeldungen 
der kommenden Monate ergeben.

Vorteile für die Stiftungen
Mit eESA werden sich einerseits die internen Prozes-

se in der ESA verändern, andererseits ändert sich auch für 
die Stiftung (oder die Revisionsgesellschaft) die Kommu-
nikation mit der ESA. Bisher haben beide im Rahmen von 

Die Eidgenössische Stiftungsaufsicht ESA arbeitete bis vor 
kurzem weitestgehend papierbasiert, d.h. auch via E-Mail 
eintreffende Unterlagen wurden ausgedruckt und dem 
Papierdossier einer Stiftung beigelegt. Elektronisch wur-
de die Arbeit durch eine SAP-Fachanwendung unterstützt, 
welche die Stammdaten von Stiftungen enthielt und punk-
tuell ausgewertet werden konnte. Trotz dieser Fachanwen-
dung war damit über weite Bereiche nur eine papierbasier-
te interne Bearbeitung in der ESA möglich. Dies betraf 
sowohl die grundlegenden Stiftungsunterlagen (Urkunde, 
Statuten, Reglemente und deren Änderungen) als auch 
sämtliche Unterlagen für die jährlichen Berichterstat-
tungen. 

Was ist eESA?
Das ist aber nun Vergangenheit. Die ESA wickelt ihre 

Abläufe und Kundenkontakte nun primär elektronisch ab. 
Um dieses Ziel zu erreichen, hatte sie bereits 2018 das Pro-
jekt eESA initialisiert. 

Das Ziel des Projekts ist es, die gesetzlichen Aufsichts-
arbeiten der Stiftungsaufsicht so weit wie möglich auf elek-
tronischem Weg abwickeln zu können. So sollen die ESA 
und die Stiftungen statt nur in Papierform und per Post neu 
medienbruchfrei über elektronische Kanäle kommunizie-
ren können. Dabei soll auch die risikoorientierte Auf-

eESA – Die Digitalisierung der  
Eidgenössischen Stiftungsaufsicht ESA
Gastbeitrag von Nils Güggi

Abb. 10 

Vereinfachte Systemübersicht eESA
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Stiftungsgeschäften v.a. postalisch oder per E-Mail mit der 
ESA kommuniziert. Neu gibt es zwei Möglichkeiten: die 
digitale Kommunikation via eESA im Rahmen des Portals 
EasyGov oder (wie bisher) die postalische Kommunikation 
begleitet durch Formulare.

Die ESA zieht dabei klar den rein digitalen Weg via 
dem vom Seco betriebenen Portal EasyGov (www.easygov.
swiss) vor, da dieser Weg am wenigsten Medienbrüche be-
inhaltet und weniger externe Kosten auslöst. 

Stiftungen können sich auf www.easygov.swiss an-
melden und sämtliche Kommunikation mit der ESA neu 
über dieses Portal abwickeln. Die Vorteile sind klar:
    •	 Umfassende digitale Kommunikation mit der ESA: 

Für alle Stiftungsgeschäfte stehen ein optimierter, 
vollständig digitaler Erfassungsprozess ohne Medien-
brüche sowie ein digitaler Posteingang zur Verfügung. 
Im Gegenzug werden wir etwa Verfügungen, Erinne-
rungen und Rechnungen über das Portal versenden.

    •	 Eine angenehme und übersichtliche Verwaltung 
aller Stiftungsgeschäfte: Damit können Stiftungen 
etwa die Jahresberichterstattungen einreichen, aber 
bspw. auch Anträge für Statuten- oder Reglements-
änderungen. 

    •	 Zugriff auf alle anderen EasyGov-Dienstleistungen: 
EasyGov bietet neben Stiftungsgeschäften eine Viel-
zahl anderer Behördenleistungen an, wie etwa Han-
delsregistermutationen, Betreibungsbegehren oder 
auch Leistungen im Bereich Sozialversicherungen. 
Zudem wird das Portal laufend ausgebaut und mit 
Dienstleistungen weiterer Behörden erweitert.

Begleitung durch Reorganisation
Die ESA befindet sich in einem umfassenden Verän-

derungsprozess. Der Digitalisierungsprozess verschmilzt 
dabei – wie so häufig – mit einer Reorganisation und be-
einflusst diese wiederum auch. Seit dem 1. Januar 2022 ist 

die ESA in vier Teams organisiert: in drei Kundenteams 
von Juristinnen und Juristen sowie dem Team der zentra-
len Dienste, welche die erste Anlaufstelle, das « Frontof-
fice », bildet. Zusammen mit der Digitalisierung und einer 
Neuausrichtung unserer Aufsichtstätigkeit wollen wir da-
mit schneller bessere Leistungen für die Stiftungen als 
Kundinnen und Kunden erbringen.

Mithilfe der Stiftungen bei Post und  
digitalem Weg
Gleichzeitig mit der Umstellung der Arbeitsweise ver-

langen wir seitens ESA seit dem 1. Januar 2022 auch, dass 
die Stiftungen viele Angaben (etwa zu Organisation, Finan-
zen oder auch Tätigkeit) strukturierter eingeben als bisher. 
Diese Anforderung gilt sowohl bei Zustellungen via Post 
wie auch auf dem digitalen Weg. Zusammen mit der Digita-
lisierung soll dies uns ermöglichen, das im Vergleich zu 
vielen anderen Stiftungsaufsichten eher hohe Betreuungs-
verhältnis und damit die Mehrbelastung für unsere Mitar-
beitenden so gut wie möglich abzufedern. Die Hoffnung ist 
auch, dass wir künftig nicht stark in neues Personal inves-
tieren müssen, was nämlich eine deutliche Gebührenerhö-
hung zur Folge hätte.

Keine tieferen Gebühren
Wir wissen, dass wir zuverlässiger und schneller wer-

den müssen. Wie erwähnt, wird dieses Ziel unterstützt 
durch die Digitalisierung und die strukturierte Vorerfas-
sung wichtiger Grunddaten durch die Stiftungen. Die 
vergangenen Jahre haben aber auch gezeigt, dass die Jah-
resrechnungen der ESA regelmässig mit Defiziten abge-
schlossen wurden. Nun sind aber auch finanziell nachhalti-
gere Lösungen gesucht. In der Konsequenz bedeutet das für 
die Stiftungen punktuell eher höhere Gebühren als tiefere. 
Die gemäss Gebührenverordnung der ESA (GebV-ESA) 
möglichen Maximalgebühren werden aber noch immer 
nicht ausgeschöpft. 

Fazit
Der erste grosse Schritt zur Digitalisierung der ESA ist 

damit nun gemacht. Wir freuen uns auf Ihre Rückmeldun-
gen und Ihre zahlreichen Registrierungen auf EasyGov, da-
mit wir künftig medienbruchfrei digital mit Ihnen kom-
munizieren können. Auf unserer aktualisierten Website 
finden Sie alle Informationen, die Sie benötigen – zögern 
Sie nicht, mit uns Kontakt aufzunehmen!

Nils Güggi ist seit Juni 2021 Leiter der 
Eidgenössischen Stiftungsaufsicht  
ESA (www.stiftungsaufsicht.ch) und 
Co-Herausgeber des künftigen 
Onlinekommentars zum Stiftungsrecht 
(www.onlinekommentar.ch). 

Abb. 11 

Die ESA und ihr Umfeld

http://www.stiftungsaufsicht.ch
http://www.onlinekommentar.ch
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Sadly, perennial stumbling blocks persist to philan-
thropy’s ability to contribute effectively and efficiently  
and were recently confirmed by our legal analysis across  
40 countries in Europe « Comparative Highlights of Foun-
dation Laws » 112. In addition, while the European Court of 
Justice (ECJ) recognised the application of the free move-
ment of capital to philanthropic funds along with ensuring 
that the principle of non-discrimination applies to donors 
and foundations in the EU, this does not yet work in prac-
tice and we call on multilateral institutions, such as the EU 
and the OECD as well as on national policy makers to im-
prove the situation. Philanthropic organisations and do-
nors are challenged by various legal, administrative and 
fiscal barriers which have been estimated in the feasibility 
study on the European Foundation Statute some 10 years 
ago to amount to €90,000,000 to € 101,700,000 per year. 
With the scale of challenges we face, this is an unbelievable 
amount of money to waste.

Possible solutions to help overcome barriers to cross-bor-
der philanthropy are the following: 
    1.	 Better implementation of the non-discrimination 

principle/overcoming barriers to tax effective philan-
thropy – important to ease tax effective cross-border 
donation from individual and corporate donors to 
public benefit and social economy actors and ease 
philanthropic foundations tax effective asset alloca-
tion/investment of the endowment across-borders –  
via a code of conduct

    2.	 Ease efforts for impact investing and mission related 
investments hence also co-investment opportunities

    3.	 The creation of a supranational legal form
    4.	 There also needs to be caution that EU, Financial  

Action Task Force (FATF), UN and national policy on 
money laundering and terrorism financing as well as 
EU, OECD and national policy on tax evasion and com-
mon reporting is risk based and proportionate and ap-
plied in a meaningful way to public benefit founda-
tions/organisations – to avoid undue restrictions  
on (cross-border) public benefit work. Philea and its 
members engage with FATF (via our seat in the Pri-
vate Sector Consultative Forum) and the OECD (via 
our seat in the OECD Business Advisory Group and 
direct engagement with the OECD secretariat) to en-
sure this.

That’s why we were delighted with the launch of the 
December 2021 European Commission Action Plan for the 
Social Economy (SEAP) 113, which recognises the important 

We have all seen, and many of you reading this will have 
been directly involved in the tremendous philanthropic 
response to the unprecedented challenges of the past two 
years. Philanthropic organisations have had to step up  
to the plate to help mitigate a maelstrom of crises from 
Covid-19 to climate. The sector has shown incredible re-
solve and resilience despite the enormity of these chal-
lenges, but now the question is how we seize this once in 
a generation opportunity to catalyse European philan-
thropy and raise it to the next level.

There are more than 147,000 philanthropic organisa-
tions in Europe with an accumulated annual giving of 
nearly €60 billion and combined assets estimated at over 
€511 billion 110. Philea, established in February this year as 
the convergence of DAFNE and the EFC, brings together 
250 of these philanthropic organisations and 30 national 
associations of donors – which together represent more 
than 10,000 public-benefit foundations. 

This new, future facing platform for European philan-
thropy aims to inspire, connect and represent the Europe-
an philanthropy sector and enhance its role as a credible 
and trustworthy partner, foster collaboration in order to 
increase synergies, scale up innovation and use our voice 
to impact policy that enables positive change. Foundations 
with cross-border activities, or with an interest in collabo-
rating at the European level, will particularly benefit from 
joining Philea. This is critical because cross-border giving 
is on the rise in Europe – Transnational Giving estimated 
more than a 100% increase in cross border giving between 
2019 and 2020 alone 111. 

Creating one European Voice for Philanthropy
While members of both DAFNE and the EFC will still 

receive the specific services and programmes they relied 
on in the past, Philea aims to be greater than the sum of 
these two memberships. One key example will be the in-
crease in advocacy efforts at EU level, facilitated by Philea’s 
greater representation of the sector. This more united, rep-
resentative voice will make a critical difference in our ad-
vocacy work, with our ultimate goal of creating a Single 
Market for Philanthropy, which includes a better recogni-
tion of philanthropy in the legal acts of the EU as well as at 
national level, supports cross-border philanthropy across 
the EU, and decreases today’s barriers for philanthropy in 
order to leverage the impact of donors’ and foundations’ 
spending of private resources for public good.

It’s time to connect the dots
Gastbeitrag von Delphine Moralis und Max von Abendroth
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role of the philanthropy sector and makes concrete pro-
posals to help remove the legal obstacles impeding phil-
anthropic organisation’s ability to operate (also across 
borders) in the Single Market. There are also new discus-
sions at the level of the European Parliament to review 
the development of European Supranational forms and 
minimum standards, so in short there are many new op-
portunities on the horizon. 

At last year’s EuroPhilanthropics « Imagining the Fu-
ture of Europe Together » 114, representatives of philan-
thropy and the EU institutions discussed how to best un-
lock this enormous potential for collaboration between 
philanthropy and the EU, and how to build meaningful 
cooperation for the future of Europe. With foundations in-
creasingly looking into partnering with EU institutions, 
and their diversity and wide reach making them a relevant 
partner for policymakers, the adoption of the SEAP will be 
the beginning of a new chapter in the recognition and de-
velopment of Social Economy and philanthropy. 

Broadening our horizons, connecting the dots and ex-
ploring wider opportunities for philanthropy to collaborate 
will be a significant part of the first Philea conference, tak-
ing place in Barcelona from 30 May to 1 June, hosted by « la 
Caixa» Foundation. With eight years left to the SDG dead-
line, the conference will look at the importance of working 
closer together, not only on thematic issues, but also in 
terms of our own infrastructure, and partnerships with the 
EU and other stakeholders.

We are in a unique position to capitalise on this mo-
mentum. The Covid-19 pandemic has changed the context 
in which philanthropy works, with an acceleration of inno-
vative, collaborative endeavours. The crisis hit so harshly 
and so suddenly, that it pressured philanthropy into finding 
different ways of not only thinking but doing. Partnership 
is key, and we have to excellent opportunities now to work 
in partnership with the EU institutions and others towards 
achieving what are clearly common goals.

If the last few years have taught us anything, it’s that 
the only way to face existential threats is by facing them 
together. We need philanthropy to be at its very best to play 
an effective part in solving them, and now is the time to be 
looking out for connections, partners, and inspiration.

Let’s connect the dots together.

Delphine Moralis ist CEO von Philea,  
der vor kurzem neu gegründeten 
« Europe Philanthropy Association».  
Die Vereinigung Philea entstand durch 
den Zusammenschluss von DAFNE,  
dem Donors and Foundations Networks 
In Europe, und dem European  
Foundation Centre (EFC) und hat zum 
Ziel, die Stimme der Philanthropie auf 
europäischer Ebene zu stärken. 

Max von Abendroth ist Chief Strategy 
Officer von Philea und war bis vor kurzem 
Executive Director von DAFNE,  
dem Donors and Foundations Networks 
In Europe. DAFNE ist ein Netzwerk von 
30 europäischen Stiftungs- und  
Geberverbänden und repräsentiert über 
10’000 gemeinnützige Stiftungen und 
Grant-Makers. Die Schweiz wird im 
Netzwerk durch SwissFoundations, den 
Verband der Schweizer Förderstiftungen, 
vertreten, der zu den Gründungsmit-
gliedern von DAFNE zählt.

V. Themen und Trends
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Der Kanton Zürich verfügt über die grösste Anzahl an 
gemeinnützigen Stiftungen in der Schweiz. Darum steht 
SwissFoundations, der Verband der Schweizer Förderstif-
tungen, schon seit einigen Jahren mit den kantonalen Be-
hörden im Dialog. Dass in den letzten Jahren die Neugrün-
dungen rückläufig waren, hat die Volkswirtschaftsdirektion 
des Kantons Zürich und SwissFoundations veranlasst, den 
Stiftungssektor im Kanton einer vertieften Analyse zu un-
terziehen. Die Autorinnen Beate Eckhardt, Theresa Gehrin-
ger und der Autor Georg von Schnurbein haben im Rahmen 
der Studie « Stiftungen im Kanton Zürich – Die unterschätz-
te Ressource » (2021) relevante Daten und Fakten erhoben 
und ausgewertet. Dabei haben sie mit 26 Expertinnen und 
Experten aus den Bereichen Philanthropie, Recht, Finanz-
sektor, Verwaltung, Business-Innovation, Kultur, Wissen-
schaft und Forschung über die Zukunftschancen und -po-
tenziale des Sektors gesprochen. 

Basierend auf den Erkenntnissen entwirft die Studie 
eine Vision für einen starken und innovativen Stiftungs-
standort Zürich. Sie zeigt auf, in welchen Handlungsfel-
dern der Kanton und der Sektor gemeinsam viel gewin-
nen können. 

Handlungsfelder zur Stärkung des  
Stiftungsstandorts 
Die Studie kommt zum Schluss, dass eine Strategie zur 

Förderung des Stiftungsstandorts Kanton Zürich bewusst 
Schwerpunkte und Themen festlegen sollte, durch die so-
wohl die Vernetzung unter den Stiftungen und die Kom-
munikation über den Sektor erhöht wird als auch gleichzei-
tig ein attraktives Umfeld für neue Stiftungen geschaffen 
wird. Um einen starken und innovativen Stiftungsstandort 
Zürich zu fördern, schlagen die Autorinnen und der Autor 
drei zentrale Handlungsfelder mit zugehörigen Massnah-
men vor: 

Stärkung des Stiftungsstandorts Kanton Zürich –
Standortstudie 2021
Gastbeitrag von Dr. Matthias Inauen und Dr. Lukas von Orelli

Der Kanton Zürich ist mit 2’219 gemeinnützigen Stiftungen und einem geschätzten Gesamt-
vermögen von über CHF 18 Milliarden der grösste Stiftungsstandort der Schweiz. Um den 
Stiftungsstandort weiter zu stärken, werden auf Grundlage der hier präsentierten Studie 
verschiedene Massnahmen geprüft. Die Studie wurde von der Volkswirtschaftsdirektion des 
Kantons Zürich und SwissFoundations in Auftrag gegeben. Unter der Leitung der Standort-
förderung im Amt für Wirtschaft und Arbeit setzt sich nun eine Arbeitsgruppe mit der Vision 
und Strategie eines starken und innovativen Zürcher Stiftungsstandorts auseinander. 

    1. 	 Regierung und Verwaltung kennen den Sektor 
Das Wissen über und die Kommunikation mit dem 

Sektor kann gewinnbringend verbessert werden durch 
den Aufbau eines Netzwerks « Philanthropy Economy », 
die Schaffung einer Koordinations- und Anlaufstelle, die 
Durchführung von Dialogrunden und mit einem Multi-
Stakeholder-Management.

    2. 	 Über den Stiftungssektor wird aktiv kommuni-
ziert, und er hat starke Fürsprecher 
Die Reputation gemeinnütziger Stiftungen im Kan-

ton Zürich kann verbessert und gestärkt werden mittels 
einer neuen aktiven Webpräsenz, einer laufenden Kom-
munikation über den Sektor, der Lancierung eines Zürcher 
Stiftungspreises und der Prüfung einer gemeinnützigen 
Dachstiftung.

    3. 	 Die Rahmenbedingungen fördern eine  
zeitgemässe Stiftungsführung 
Zeitgemässe Rahmenbedingungen können gefördert 

werden, indem der Kanton Zürich bei Stellungnahmen die 
Konsequenzen von neuen (inter)nationalen Regulierun-
gen für den gemeinnützigen Stiftungssektor mitdenkt, das 
Digitalisierungsbestreben in der Berichterstattung und Be-
aufsichtigung gemeinnütziger Stiftungen stärkt und un-
terstützt und die Konsolidierung der Aufsichtsbehörden 
im Kanton vorantreibt.

Arbeitsgruppe « Förderstiftungen im  
Kanton Zürich » 
Der Regierungsrat des Kantons Zürich anerkennt die 

grosse gesellschaftliche Bedeutung, die dem gemeinnützi-
gen Stiftungssektor im Kanton zukommt. Gemeinnützige 
Stiftungen schaffen einen wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Mehrwert. So spielt der gemeinnützige Stif-
tungssektor sowohl für den Finanzplatz als auch für den 
Innovations-, Forschungs- und Sozialstandort Zürich eine 
bedeutende Rolle. Neben der klassischen Fördertätigkeit 
engagieren sich immer mehr gemeinnützige Stiftungen als 
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Innovations- und Experimentierförderinnen und soziale 
Investorinnen. Sie ermöglichen als Risikokapitalgeberin-
nen neue Lösungen für globale Herausforderungen und 
sind wichtige Brückenbauerinnen und Kooperationspart-
nerinnen für gesellschaftliche Entwicklungen. 

Um den Austausch und das Verständnis über das Stif-
tungswesen zu fördern sowie die Umsetzung der in der 
Studie vorgeschlagenen Massnahmen zu prüfen und vor-
anzutreiben, hat der Regierungsrat die direktionsübergrei-
fende Arbeitsgruppe « Förderstiftungen im Kanton Zürich » 
eingesetzt. Diese setzt sich aus Vertreterinnen und Vertre-
tern der Verwaltung, des Stiftungssektors und weiterer 
Stakeholder zusammen. Sie steht unter der Leitung der 
Standortförderung im Amt für Wirtschaft und Arbeit und 
und hat die Arbeit Anfang 2022 aufgenommen. 

Dr. Matthias Inauen ist Leiter Firmenan-
siedlungen bei der Standortförderung im 
Amt für Wirtschaft und Arbeit, Volkswirt-
schaftsdirektion Kanton Zürich.  
Er begleitet und berät Firmen bei der 
Ansiedlung und Expansion am Standort 
Zürich. 

Die Studie « Stiftungen im Kanton Zürich –  
Die unterschätzte Ressource » (2021)  
inkl. Standortstrategien im Vergleich steht unter 
www.stiftungsstandortzh.ch zum Download zur 
Verfügung. 
Autorenschaft: Beate Eckhardt, Theresa Gehringer, 
Georg von Schnurbein 
Herausgeber: Standortförderung, Amt für Wirtschaft 
und Arbeit, Kanton Zürich, und SwissFoundations 
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In der Öffentlichkeit hält sich hartnäckig die Vorstellung, 
dass jede Stiftung über unermessliche Vermögen verfü-
gen muss. Dabei geht oft vergessen, dass die Mehrzahl der 
Stiftungen nur den Vermögensertrag für den gemeinnützi-
gen Zweck einsetzt und das Vermögen erhalten werden 
soll. Auf diese Weise wird aus einem Millionenvermögen 
schnell eine relativ überschaubare Summe für die jährliche 
Zweckerfüllung. Eine Stiftung mit CHF 1 Mio. Vermögen 
kann heutzutage mit durchschnittlich 2 bis 3% Ertrag rech-
nen (CHF 20’000 – 30’000), wenn sie defensiv investiert, 
d.h. das Stiftungsvermögen keinen allzu grossen Verlust-
risiken aussetzt. Gut 80% der gemeinnützigen Stiftungen 
haben ein Vermögen von weniger als CHF 5 Mio.115 

Viele Stiftungsräte haben in den letzten Jahren er-
kannt, dass ein solches Stiftungsvermögen keineswegs die 
Grosszügigkeit erlaubt, die der Stifter bei der Gründung 
vielleicht vor Augen hatte. Es ist ein immer wieder zu be-
obachtendes Paradox, dass Stiftungen, die aus wirtschaft-
lichem Überfluss entstehen, selbst unter Rationierung 
leiden. Nach Abzug von Bankspesen, Aufsichts- und Revi-
sionskosten sowie weiteren administrativen Aufwänden 
bleibt oftmals nur wenig, um den gemeinnützigen Zweck 
zu verfolgen.

Die Grösse ist ein wesentlicher Faktor für das Manage-
ment von Organisationen. Genauso wie KMUs anders als 
globale Konzerne geführt werden, bestehen für kleine För-
derstiftungen andere Schwerpunkte als für Stiftungen mit 
einem grossen Stiftungskapital. Der Swiss Foundation 
Code klassifiziert die Stiftungsgrösse dabei wie folgt: Als 
grosse Stiftungen gelten solche mit einem Vermögen ab 
CHF 50 Mio., mittelgrosse weisen ein solches zwischen 
CHF 10 und 50 Mio. auf, und als klein gilt eine Stiftung mit 
einem Vermögen unter CHF 10 Mio.116

Im Schweizer Stiftungsreport 2014 wurden bereits 
einmal zehn Empfehlungen für das Management kleiner 
Stiftungen formuliert.117 Seither hat sich die Situation für 
kleine Stiftungen nicht unbedingt vereinfacht – es sind 
eher noch neue Herausforderungen dazugekommen. Des-
halb werden im Folgenden nochmals zehn Denkanstösse 
und Hilfestellungen für die Führung von kleinen Stiftun-
gen formuliert.

Die folgenden zehn Thesen greifen spezifische Eigen-
heiten von Klein- und Kleinststiftungen auf und stellen 
einige praxisorientierte Lösungsansätze zur Diskussion:

    1. 	 Gewaltentrennung auch in kleinen Stiftungen 
umsetzen
Auch wenn kleine Stiftungen über weniger Ressour-

cen verfügen, um beispielsweise eine Geschäftsführung 
zu bezahlen, gelten für sie weitgehend die gleichen ge-
setzlichen Vorschriften wie für grosse Stiftungen. Weder 
Ehrenamt noch finanzielle Knappheit gelten rechtlich als 
Grund für eine schlechte Führung. Im Swiss Foundation 
Code werden die Empfehlungen zwar teilweise um Hin-
weise für kleine Stiftungen ergänzt, jedoch sind das oft-
mals nur Anmerkungen für eine vereinfachte Umsetzung, 
jedoch nie eine Abmilderung der Verantwortung. 

Ein besonders wichtiger Aspekt ist in diesem Zusam-
menhang die Gewaltentrennung. In kleinen Stiftungen 
bleibt oft alles bei einer Person hängen, meist jene, die das 
Präsidium führt. Ob Treffen mit der Bank, Korrespondenz 
mit der Stiftungsaufsicht, Anfragen von Destinatären oder 
die Vorbereitung der Stiftungsratssitzungen – alles wird 
von einer Person gemacht. Das ist oftmals schlank und ein 
Management der kurzen Wege, aber es kann schnell zu Pro-
blemen führen, wenn die anderen Stiftungsratsmitglieder 
nicht über alle Entwicklungen Bescheid wissen und sich 
nicht stärker engagieren. 

Deshalb ist es wichtig, dass im Stiftungsrat einer klei-
nen Stiftung alle Mitglieder mit Aufgaben und Verantwor-
tungen betraut werden und es z.B. neben dem Präsidium 
auch ein geschäftsführendes Stiftungsratsmitglied gibt.

   2. 	 Im Austausch mit anderen Stiftungen lernen
Viele kleine Stiftungen kämpfen mit ähnlichen Her-

ausforderungen, sei es bei der Vermögensanlage oder beim 
Versuch, alle neuen gesetzlichen Regeln stets zu erfüllen. 
Das kann schnell zu Überforderung führen und Zeit von 
der eigentlichen Zweckerfüllung wegnehmen. 

Was mancher als persönliches Problem sieht, ist aber 
eine Tatsache in jeder Stiftung. 

Deshalb lohnt es sich, den Austausch mit anderen Stif-
tungen zu suchen – sei es über einen Verband wie Swiss-
Foundations oder proFonds oder über andere Treffen und 
Veranstaltungen. Generell herrscht im Schweizer Stiftungs-
wesen eine grosse Offenheit, eigene Erfahrungen zu teilen. 
Dadurch muss nicht jede Stiftung das Rad neu erfinden. 

V. Themen und Trends

10 Empfehlungen für kleine Stiftungen 
Autorenbeitrag von Prof. Dr. Georg von Schnurbein
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   3. 	 Nachfolgeplanung aktiv und frühzeitig beginnen
Die grösste Herausforderung für kleine Stiftungen ist 

die Nachfolgeplanung im Stiftungsrat. Ein schlechtes Er-
tragsjahr bei der Vermögensanlage lässt sich über die Zeit 
ausbaden, aber eine Unterbesetzung des Stiftungsrats 
führt zur Entscheidungsunfähigkeit. Wie auf Seite 8 in 
diesem Stiftungsreport gezeigt, geben sich die meisten 
Menschen mit einem Stiftungsratsmandat zufrieden bzw. 
sind die meisten ausgelastet. Bei der Suche nach neuen 
Stiftungsratsmitgliedern müssen gerade kleine Stiftun-
gen viel grössere Anstrengungen unternehmen, da die 
Aufgabe zunächst wenig spektakulär erscheint. Zwei ein-
fache Tipps sollten bei der Nachfolgeplanung helfen:

Erstens sollte sich der Stiftungsrat bewusst machen, 
was die eigene Aufgabe interessant macht und weshalb es 
sich lohnt, diese Funktion (und die damit verbundenen 
Pflichten) auf sich zu nehmen. Allein « die Ehre » ist heute 
nur noch selten Grund genug für eine Zusage.

Zweitens sollte der Stiftungsrat frühzeitig mit der Su-
che nach Nachfolgern beginnen und dabei nicht nur im ei-
genen Umfeld suchen. Auf Plattformen wie www.benevol-
jobs.ch oder www.stiftungsratsmandat.com können mit 
Anzeigen Stiftungsratsmitglieder gesucht werden.

   4. 	 Klare Kommunikation mit Destinatären
Aus Sicht der Destinatäre ist oftmals nicht klar, wie 

gross das Vermögen einer Stiftung ist. Deshalb werden An-
träge oft vielfältig verschickt mit meist zu hohen Beitrags-
vorstellungen. Es ist den meisten Destinatären nicht klar, 
dass der durchschnittliche Förderbeitrag von Stiftungen 
bei CHF 5’000 bis 10’000 liegt. Statt als kleine Stiftung vie-
le Absagebriefe zu schreiben und für Enttäuschung oder 
Frust zu sorgen, ist eine aktive und klare Kommunikation 
im Voraus viel weniger aufwendig. Deshalb sollte die Stif-
tung klar kommunizieren, was ein üblicher Förderbeitrag 
ist, wie viele Beiträge die Stiftungen pro Jahr leistet und in 
welchem Zeitraum (von Antrag bis Entscheid) mit einer 
Antwort zu rechnen ist. Auch sollte geprüft werden, was 
andere über die Stiftung kommunizieren. Insbesondere 
die beiden Stiftungsdatenbanken www.stiftungschweiz.ch 
und www.fundraiso.ch werden zu immer beliebteren An-
laufpunkten für mittelsuchende Organisationen. Als Stif-
tung kann man sich dort melden und spezifische Angaben 
hinterlegen. Eine Streichung des eigenen Eintrags hinge-
gen kann man nicht erreichen, denn dies sind öffentliche 
Informationen aus dem Handelsregister.

   5. 	 Abläufe durch Verstetigung vereinfachen
In grossen Stiftungen ist man stets bemüht, Förder-

zusagen nicht über zu lange Zeiträume zu sprechen, um 
am Ende nicht fast alle Fördermittel am 1. Januar eines 
Jahres bereits gesprochen zu haben. In einer kleinen Stif-
tung kann die Logik aber eine andere sein. Wenn man 
eine Organisation oder ein Projekt gefunden hat, das die 
Erfüllung des Stiftungszwecks sehr gut trifft, dann 
spricht nichts dagegen, dieses Projekt über eine längere 
Zeit zu unterstützen. Dadurch spart sich die Stiftung den 
Such- und Selektionsaufwand für neue Projekte. Mit der 
Zeit kennt man auch die Abläufe dieses Partners sehr gut, 
was wiederum die Effizienz der eigenen Stiftung erhöht. 
Dadurch bleibt mehr Zeit, um näher am Projekt zu sein 
und damit auch besser dessen Wirkung in Bezug auf den 
Stiftungszweck zu verstehen. Selbstverständlich kann 
auch diese Förderung einmal beendet oder ersetzt werden.

   6. 	 Schrittweise die Digitalisierung angehen
Viele Stiftungen werden noch sehr traditionell mit 

Ordner und schriftlicher Dokumentation geführt. Man-
che haben noch nicht einmal den Schritt ins Internet zu 
einer eigenen Homepage gewagt. Aber in Zeiten, wo sogar 
die Stiftungsaufsichten mit der Digitalisierung ihrer Ab-
läufe beginnen, ist zu erwarten, dass auch kleine Stiftun-
gen in Zukunft digitaler werden müssen. Dabei ist klar, 
dass die Digitalisierung kostet und die Umstellung zeit-
aufwendig ist. Deshalb sollten sich Stiftungsräte von die-
ser Entwicklung aber nicht abwenden, sondern schritt-
weise vorgehen. Das Prinzip dazu lautet: crawl, walk, run, 
fly. Man beginnt im Kriechgang mit kleinen Schritten 
und lernt mit jeder Massnahme die digitalen Abläufe bes-
ser verstehen, bis eines Tages auch eine kleine Stiftung 
intern und im Austausch mit anderen weitgehend digital 
funktioniert.

   7. 	 Nachhaltigkeit ist Pflicht über den  
Stiftungszweck hinaus
Das zweite grosse Trendthema ist Nachhaltigkeit. 

Dabei kommt den Stiftungen zugute, dass sie aufgrund ih-
res gemeinnützigen Zwecks von Haus aus sich in irgend-
einer Weise nachhaltig verhalten. Eine Stiftung für behin-
derte Menschen ist in diesem Sinn nicht weniger 
nachhaltig als eine Umweltstiftung. Die gesellschaftliche 
Herausforderung ist heute aber, dass Nachhaltigkeit ganz-
heitlich umgesetzt werden muss. Eine Stiftung kann sich 
daher nicht nur auf ihren Zweck fokussieren, sondern 
muss auch andere Formen der Nachhaltigkeit umsetzen. 
Dies reicht von der Vermögensanlage über Förderthemen 
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   10. 	Die eigene Grösse nicht als Nachteil verstehen
Typischerweise sehen die Stiftungsräte kleiner Stif-

tungen zunächst die Begrenztheit der eigenen Mittel. Was 
kann man mit diesem Betrag schon Sinnvolles anfangen? 
Jedoch kann sich dieser Spatz in der Hand durchaus zu ei-
ner Taube auf dem Dach entwickeln, wenn die richtige 
Perspektive gewählt wird. CHF 10’000 verschwinden in 
einer globalen Bildungskampagne, aber in einem lokalen 
Verein können sie das Jahresbudget sein. 

Auch muss sich eine kleine Stiftung in vielerlei Hin-
sicht mit weniger Prozessen und Entscheidungen plagen 
als eine vermögende Stiftung. Das Vermögen mit einer 
defensiven Portfoliostruktur braucht kaum mehr als ein, 
zwei Anpassungen pro Jahr, die Förderung mit wenigen 
Destinatären lässt sich gut über das Jahr organisieren, und 
auch interne Prozesse können sich gut einspielen, wenn 
die Aufgaben und Kompetenzen auf alle Mitglieder ver-
teilt werden. 

Wie auf einem See, wo die grossen Ausflugsdampfer 
das Bild prägen und die grösseren Wellen machen, wird 
auch die Wahrnehmung des Stiftungssektors durch die 
grossen vermögenden Stiftungen beherrscht. Aber auch 
andere Schiffe und Boote bis hin zu Stand-up-Paddlern und 
sogar Luftmatratzen haben ihren Sinn und tragen zum Ge-
samteindruck bei. 

bis möglicherweise hin zu einer Auseinandersetzung mit 
der Herkunft des Vermögens und der eigenen Geschichte 
der Stiftung.

   8. 	 Wirkung durch Kooperationen erhöhen
Kleine Stiftungen müssen entweder ihren Förderfo-

kus stark einschränken, um wirkungsvoll zu agieren, oder 
sich mit anderen zusammenschliessen. Die zweite Alterna-
tive hat in den vergangenen Jahren generell viel Aufmerk-
samkeit in der Philanthropie erhalten. Crowdfunding, Do-
nor Circles oder Dachstiftungen sind nur einige Beispiele 
für diese neue Entwicklung. 

Statt alle Projekte selbst auszuwählen und zu betreuen, 
kann es für kleine Stiftungen besser sein, sich auf die Kom-
petenzen anderer zu verlassen und sich an Kooperationen 
zu beteiligen. Letztlich bedeutet eine solche Kooperation 
immer, dass die eigenen Mittel durch die Zusammenlegung 
um ein Vielfaches erhöht werden, denn die unterstützten 
Projekte dienen ja in jedem Fall der Zweckerfüllung. 

   9. 	 Alternativen prüfen
Auch wenn die Stiftung in der idealen Vorstellung für 

die Ewigkeit Bestand hat, sieht die Realität doch anders 
aus. Deshalb sollte der Stiftungsrat einer kleinen Stiftung 
durchaus prüfen, welche anderen Möglichkeiten es gibt, 
um dem Stifterwillen gerecht zu werden. Die wenigsten 
Stifterpersonen hatten bei der Gründung wohl die Vorstel-
lung, dass ihr Vermögen auf der Bank vermodert, während 
für den gemeinnützigen Zweck nur Brosamen übrigblei-
ben. Es muss nicht immer gleich an Liquidation gedacht 
werden, sondern es können auch weniger krasse Alterna-
tiven geprüft werden, z.B. ein Zusammenschluss mit einer 
Dachstiftung, eine Kooperation mit einer anderen Stiftung 
oder die Übertragung der Ausführung an eine Serviceorga-
nisation. Hier haben sich in den vergangenen Jahren viele 
neue Angebote entwickelt, und auch die Stiftungsaufsich-
ten sind offener für solche Lösungen, wenn dadurch der 
Stifterwillen besser umgesetzt werden kann. 
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